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Riob -Duesterverg.
Der Spaßvogel als Stahlhelmführer.

In Sack und Aſche.
Dueſterberg braucht einen Buß und Bettag und die Heiſsarmee

einen neuen General.

Halle (Saale), 7. Juli.
Als der alte Jſraelit Hiob merkte, daß er genug auf dem Kerb-

holz hatte, hing er einen Sack um ſeine Lenden, ſetzte ſich in
Aſche und tat Buße. Wir ſind über die Wirkſamkeit ſolcher
Methoden nicht hinreichend orientiert, um ein Urteil fällen zu
können. Jmmerhin 22 das Mittel nicht ganz ſchlecht ſein. Der
alte Hiob hat nämlich nach einigen tauſend Jahren einen Nach
fol ger gefunden, und die Stadt Halle hat die Ehre, ihn, zu
beherbergen. Dieſer Nachfolger iſt kein Größerer und kein Ge
ringerer als unſer geliebter Stahlhelmführer, der Gründer des
neuen mitteleuropäiſchen Kaiſerreiches, Herr Oberſtleutnant a. D.
Dueſterberg.

Kamerad Dueſterberg hat in einer ſchweren Stunde ob bei
ſchwarzem Kaffee oder Mampe halb und halb laſſen wir dahin-
geſtellt entdeckt, daß er, im politiſch-moraliſchen Sinne, wie
man zu ſagen pflegt, ein ſchwerer Junge iſt, den nur noch die
Bußbank von ſeinen Sünden zu retten vermag. Anſtatt zur
Heilsarmee als ehemaliger wilhelminiſcher Offizier mit der beſten
Ausſicht auf Beförderung zum General zu gehen, hat Dueſter
berg es in ſeiner heroiſchen Weiſe vorgezogen, die Erbſchaft des
alten Hiob anzutreten, der kein beſonderes Reinlichkeitsgefühl be
ſtüß, ſondern ſeine Bußfertigkeit mit dem Bedürfnis verband, ſich
in Sackleinen und Aſche zu hüllen. Allen Freunden Dueſter-
bergs ſteht alſo ein hoher Genuß bevor. Zumal nicht daran ge
zweifelt werden kann, daß D. ſeine blaue Galauniform heraus-
holen und mit ihr, den Säbel hinterherſchleifend, durch die Hiob-
ſchen Bußutenſilien rutſchen wird.

Wie kam das?
Dueſterberg hat vor einigen Tagen gemerkt, daß am

9. November 1918 am deutſchen Volke ein Verbrechen verübt wor-
Unmittelbar darauf hat er im Auftrage der „Arbeits-

gemeinſchaft der Vereinigten Vaterländiſchen Verbände“ Halles
ein Schreiben an die Reichsregierung gerichtet, in dem dieſe
aufgefordert wird, den 9. November zu einem Buß und Bettag
für alle diejenigen zu machen, die ſich mit ſchwerer Schuld be
Jaden haben. Dueſterberg geſteht reuevoll, daß er nichts dazu
beigetragen hat, die revolutionäre Entwicklung zu verhindern.
Nach ſeinem eigenen Geſtändnis gehört er bekanntlich zu den

jenigen, die den Dolch gegen das deutſche Volk zückten, als ſie die
Waffenſtillſtandsverhandlungen mit dem Feinde einleiteten.
Außerdem gehört Dueſterberg zu den vielen Tauſenden von Offi
zieren, die, obwohl an ihren geleiſteten Treueid gebunden,
keinen Finger gerührt haben, die Monarchie zu retten. Er gehört
ſchließlich zu denjenigen, die vor dem gewaltigen Anſturm der
revolutionären Maſſen unſichtbar geworden waren und ſich
nach dem Rezept der „Kreuzzeitung“ mit der Rolle des zufriedenen
Dulders begnügten.

Jnzwiſchen ſind die drohenden Wolken verflogen, der Entente-
militarismus hat für das Aufkommen einer neuen hurra-
patriotiſchen Welle in Deutſchland geſorgt, und Herr Dueſter
berg ſchwimmt im Fett nationaler Reorganiſation
obenauf. Nichtsdeſtoweniger ſchlägt ſein Gewiſſen unter dem
Büßerhemd. Der Ruhm Hiobs läßt ihn nicht ſchlafen. Es jückt
ihn nach der Aſche und der groben Sackleinewand. Das deutſche
Volk, der Reichstag und die Regierung ſollen es ſehen, daß es noch
Männer gibt.

Wir ſind leider ſo boshaft anzunehmen, daß in der Wilhelm-
ſtraße nach Einlaufen des Dueſterbergſchen Antrages erſt ein
ſtundenlanges homeriſches Gelächter ausbrechen wird. Wenn ſich
die Geiſter beruhigt haben und die Heiterkeitswellen abgeebbt ſind,
wird man den halliſchen Antrag wahrſcheinlich der heiteren Ecke
irgendeiner Kanzlei überantworten, da das Reich leider noch kein
offizielles Witzblatt herausgibt. Wir find darum leider ge-
zwungen, Herrn Dueſterberg beute und in den nächſten Wochen
der privaten Wohltätigkeit auszuliefern.

Jnzwiſchen wird ſich die halliſche Bevölkerung einſchließlich
Stahlhelm, Werwolf, Jungdo und ähnlichen Organiſationen von
ganzem Herzen über den Schwaben Dueſterberg freuen. Wir
boshaften Sozialdemokraten haben allerdings zu keiner Zeit daran
gezweifelt, daß Dueſterberg die Talente eines Spaßvogels hat.
Daß er dieſe Talente jedoch im Dienſte der Vaterländiſchen Ver-
bände ſo hervorragend verwerten könnte, war uns bisher un
bekannt. Wir gratulieren den Vaterländiſchen zu ihrem Führer,
wir gratulieren ihnen zu ihrem Fortſchritt auf dem Wege des
Humors, und wir bitten vor allem die Heilsarmee, ein Auge
auf Hiob-Dueſterberg zu werfen, der uns als General für die
Myſterien der Bußbank hervorragend qualifiziert erſcheint.

Jmmer deutlicher wird es: Deutſchland kann nicht untergehen,
das Deutſchland Dueſterbergs, es wird leben und
Dueſterberg aus Deutſchland ſoll leben.

Heil Hiob! Heil Dueſterberg! Heil, Heil, Heill!

„ech bleibe derſelbe
Zwei Sonntagsreden Herriots. Der „prekäre Charakter

der Mienmverträge.“

Paris, 7. Juli. (WTB.)
Herriot hielt geſtern nachmittag in Trohyes eine Rede,

In der er u. a. ſagte: Wie man mir auch zur Vorſicht raten möge,
ich lege Wert darauf, derſelbe zu bleiben, der ich in der Oppoſition
geweſen bin. Es iſt keine leichte Aufgabe, ſich ſo zu verhalten;
es iſt faſt ein gewagtes Unternehmen. Jch werde tros-
dem nicht nachgeben, denn ich bin überzeugt, daß ich, wenn ich
meinem Syſtem treu bleibe, die Republik und Frankreich zugleich
verteidige, die voneinander zu trennen über vier Jahre verſucht
worden iſt. Es iſt meine Pflicht, an der Sicherung des
Friedens zu arbeiten, den die Völker verlangen, und in keinem
Augenblick die Rechte unſeres Landes beeinträchtigen zu laſſen.

Paris, 7. Juli. (WTVB.)
Jn ſeiner zweiten Rede in Troyes erklärte Herriot, Pflicht der

Regierung ſei es, den Kredit Frankreichs ſicherzuſtellen und den
Frieden zu organiſieren, das heißt das Repara-
tionsproblem zu löſen. Der Sachberſtändigenbericht bringt

uns für die Verpflichtungen ein Programm, das heute die beſten
Dieſer Plan bietet gewiſſe Schwierig

keiten dadurch, daß er Kontrollorganismen vorſieht, die
man jetzt zum Funktionieren bringen muß. Ueber gewiſſe Fragen,
die die Transferierung und die Sachlieferungen betreffen, müſſen
unſere Rechte präzifiert werden, aber dieſer Plan überläßt auch
den alliierten Regierungen die Verpflichtung, gewiſſe Fragen zu
regeln. Die Löſung iſt dringlich wegen des prekären Cha
rakters der Micumverträge. Deshalb iſt eine Konferenz
unter den Alliierten erforderlich. Sie ſetzt die Wiederkerſtellung
des internationalen Einverſtändniſſes und insbeſondere ein enges
Zuſammenarbeiten zwiſchen Frankreich und Großbritannien
voraus. Wir haben in Cheauers dies Abkommen zu erreichen ver
ſucht. Von dieſen Gedankengängen beſeelt werden wir jedenfalls
unſere Pflicht erfüllen.

Der „Jntranſigeant“ teilt mit, in den Wandelgängen der
Kammer raune man von einem baldigen Sturz des Kabinetts
Herriot. Entweder werde es im Senat, der dieſe Woche noch über
die Politik von Chequers verhandelt, oder wahrſcheinlicher noch
in der Kammer geſtürzt werden. Das Blatt ſelbſt wünſcht, daß
ſich dieſe Vorausſage nicht erfüllen möge, da Herriot bisher noch
nicht Gelegenheit gehabt habe, ſich zu erproben.

Knüppel zwiſchen aie Beine!
Herriot und die StreſemannPreſſe.

Paris, 6. Juli. (Eig. Drahtbericht.
Eine von dem Organ Streſemanns gemachte Mitteilung, daß

die deutſche Regierung die vorherige oder zum mindeſten gleich
zeitige Räumung der Ruhr als Kompenſation für ihre Zuſtimmung
zu den über Deutſchlands Verpflichtungen aus dem Friedens
vertrag hinausgehenden Beſtimmungen des Sachverſtändigen
programms verlange, gibt der Oppoſition in Paris eine neue
Waffe in dem Kampfe gegen Herriot in die Hand. Man ſcheint
in gewiſſen Kreiſen in Deutſchland vergeſſen zu haben, daß die
deutſche Regierung das Sachverſtändigenprogramm bereits vor
behalt los angenommen hat, und daß man durch ſolche
Manöver der Sache einen doppelt ſchlechten Dienſt erweiſt. Ein
mal, weil man damit den Eindruck erweckt, als ob die deutſche Re-
gierung ſich nicht an ein einmal gegebenes Wort gebunden hallke,
dann aber, weil man damit die Exiſtenz der einzigen Regierung
in Frankreich, mit der eine billige und den gerechten Intereſſen
der beiden Länder Rechnung tragende Verſtändigung möglich iſt,
untergräbt. Es iſt eine ebenſo billige wie problematiſche Be
ſtätigung des Pgtriotismus, die anderen an Forderungen
zu überbieten, von denen man im voraus weiß, daß ſie nach Lage
der Umſtände im Augenblick unerfüllbar ſind, uin nachher um ſo
lauter ſchreien zu können.

Entführung eines ſüdflawiſchen Miniſters durch italieniſche
Faſciſten. Der „Wiener. Reichspoſt“ aus Belgrad zufolge haben
an der Grenze italieniſche Faſciſten den ſüdſlawiſchen Miniſter
Holoch verhaftet und auf italieniſches Gebiet entführt.

Rußland verkauft ſein Platin an Amerika? Niederländiſche
Blätter melden, daß die ruſſiſche Regierung ihren geſamten Platin-
vorrat nach den Vereinigten Staaten verkauft habe.

Fchtſtundentag
und Arbeitskonferenz.

Von unſerem Genfer Korreſpondenten)
Genf, 5. Juli.

Heute, Sonnabend, fand die 6. Internationale Arbeitskonfereng
in Genf ihren Abſchluß. Sie hat ſeit dem 16. Juni getagt und in
rieſiger Arbeit eine ganze Reihe wichtiger ſogialpolitiſcher Pro
bleme in Angriff genommen. Es ſtanden zur Debatte die Frage
der Nachtarbeit in den Bäckereien, die der Arbeitszeit in Glas
brennereien, die Verwendung der Freizeit für die Arbeiter, dieBekämpfung des Milzbrandes und das Problem der Arbeitsloſig

keit. Jn Kommiſſionen wurde das Material, das zu den einzelnen
Fragen vorlag, beraten und das Ergebnis in einer Reihe von Ent
ſchließungen niedergelegt, die zum Teil grundlegende Aenderungen
zugunſten der Arbeiter bedeuten. Daß dies bei der Zuſammen
ſetzung der Delegierten aus je einem Drittel Regierungsvertreter,
wie Arbeitgeber- und Arbeitnehmervertreter nicht ohne Ausein
onderſetzungen abging, iſt begreiflich. Trotzdem iſt anzuerkennen,
daß im großen und ganzen die Arbeit ſachlich und mit gutem
Willen auf beiden Seiten geleiſtet wurde. Nicht unbeteiligt iſt
daran die geſchickte Geſchäftsführung des Genoſſen Thomas,
Direktor des Arbeitsamtes. Jmmerhin hinterließ die Genfer
Tagung den Eindruck, daß das Internationale Arbeitsamt heute
eine der leider nur zu geringen internationalen Möglichkeiten iſt,
unbeengt durch nationale Sonderintereſſen, ſozialpolitiſche Pro
bleme vor der großen Oeffentlichkeit zu erörtern. Das Arbeitsamt
iſt in dieſem Sinne das ſozialpolitiſche Gewiſſen der
ziviliſierten Welt.

Das zeigte ſich beſonders deutlich in der Debatte über den Weh t
ſtundentag, die durch eine gemeinſame Reſolution der Frak
tion der Arbeitervertreter auf der Konferenz zugunſten der Auf
rechterhaltung des Achtſtundentags für die deutſchen Arbeiter ein
geleitet wurde. Begründet wurde die Entſchließung von dem Ge
noſſen Jouhaux, der auf die beunruhigende Tatſache hinwies,
daß in einem Augenblick, wo die großen Jnduſtrieländer Europas
das Waſhingtoner Abkommen über den Achtſtundentag ratifizieren
wollen, die deutſche Regierung durch eine beſondere Ordon
nanz eine Verlängerung der Arbeitszeit durch
führt, die nicht nur eine ſchwere Beeinträchtigung der
ſozialen Rechte und Freiheiten der deutſchen
Arbeiter bedeutet, ſondern weit darüber hinaus ein Grund zu
internationaler Beunruhigung iſt. Tatſächlich bidgt
die Erklärung der deutſchen Regierung, mit der Mehrarbeit einer
größeren Warenerzeugung und der Reparationsleiſtung dienen zu
wollen, die Ankündigung eines neuen wilden Konkurrenz-
kampfes, eines Dumpings, in ſich, dem die Kapitaliſten der
anderen Länder nicht ruhig zuſehen, ſondern mit einer Herauf
ſetzung der Arbeitszeit in ihren eigenen Ländern beantworten
werden, unter dem Vorwand, der deutſchen Konkurrenz fonſt nicht
begegnen zu können. Außerdem aber iſt die Befürchtung nicht von
der Hand zu weiſen, daß die deutſchen Arbeiter die Reparationslaſt
allein tragen werden, wenn nicht eine ſofortige Klarſtellung über
die Frage ihrer Mehrarbeit herbeigeführt werde.

Es läßt fich nicht behaupten, daß die deutſche Re
gierung und die deutſchen Unternehmer vor dieſem
Forum eine üb Antwort gefunden haben. Wenn die
Regierung durch den Führer der deutſchen Delegation verkeſen
ließ, ſie bedauere, bei aller grundſätzlichen Anerkennung des Acht
ſtundentags, gegenwärtig von einer verlängerten Arbeitszeit nicht
abgehen zu können und müſſe ſich freie Hand vorbehalten, ſo
bedeutet das in dürren Worten: „Wir wollen nicht rati
fizieren“ und gibt den Böswilligen in den anderen Ländern
willkommenen Anlaß, nun ihrerſeits das gleiche zu tam. Und
wenn Herr Vogel für die deutſchen Induſtriellen jede Anerkennung
irgend welcher Abmachungen der Arbeitskonferenz ablehnt, ſo
mag das wohl noch nach dem Herzen der ſtarken Männer des
deutſchen Jnduſtrieverbandes geweſen ſein, aber die deutſchen
Intereſſen im Auslande ſind mit dieſer unnötigen Herausforde
rung nur gefährdet worden. Allgemein war auf der Kon
ferenz der Eindruck vorherrſchend, daß hinter dieſen beiden Er
klärungen Auftraggeber ſtanden, denen jede internatio-
nale Regelung der ſozialpolitiſchen Fragen nicht nur gleich
gültig, ſondern unangenehm iſt.

Auch die Kampagne eines Teiles der deutſchen Preſſe gegen den
Direktor des Jnternationalen Arbeitsamtes wegen ſeiner angeb
lich für Deutſchland geplanten „Wirtſchaftskontrolle“ wird hier
nur als ein Akt zur Störung der Arbeiten des Jnternationalen
Arbeitsamtes betrachtet. Tatſächlich hat Thomas wiederholt er
klärt, daß ihm eine ſolche Abſicht völlig fernliegt. Trotzdem
poſaunt WTVB. regierungsoffiziös in die Welt aus, daß das deutſche
Volk „Mehrarbeit“ leiſten will und ſich ſein gutes Recht dazu von
niemand nehmen laſſe. Man ſtelle ſich vor: WTVB. und dke deut
ſchen Jnduſtriellen, die unbedingt 10, ja am liebſten 12 Stunden
arbeiten laſſen möchten um nach ihrer Erklärung vor allem
Reparationen zu“leiſten! Und das ſoll in der Welt als Er
klärung für einen Akt dienen, der nicht nur von der deutſchen Ar
beiterſchaft als Gewaltakt zur brutalen Ausnutzung ihrer augen
blicklichen Lage empfunden wird.

Nein, es läßt ſich auch ohne Mehrarbeit und Raabbau
an der Arbeitskraft eine Löſung der Reparationsfrage und der
Wirtſchaftskriſe herbeiführen, wenn der gute Wille auch bei der
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ſchaffen eine

Regierung und den Unternehmern vorhanden wäre. Aber das iſt

eben die Frage.
Für den deutſchen Arbeiter aber bleibt die Gewißheit,

daß ſeine ausländiſchen Arbeitsbrüder in der wichtigen Frage der
Arbeitszeitreglung auf ſeiner Seite ſtehen. Wir kämpfen
für die Arbeiter in der ganzen Welt, wenn wir
für den Achtſtundentag des deutſchen Arbeiters
eintreten,“ ſagte Jouhaux auf der Konferenz, „und ſelbſt
wenn dem nicht ſo wäre, würde die deutſche Ar-
beiterſchaft ſich den Achtſtundentag zurückhoken
w aber dann für immer.“

7

Genf, 6. Juli. (Eig. Drahtbericht.)
Die Jnternationale Arbeitskonfereng wurde beendet, n
in der letzten Sitzung gegen die Stimmen der Arbeitgeber
beſchloſſen worden war, ſämtliche Reſolutionen, darunter auch die
über den Achtſtundentag, die Reparationsfrage und die Arbeits
loſigkeit, dem Verwaltungsrat zur Prüfung zu überweiſen. Nach
Anſprachen der Vertreter der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer
dankte der Direktor des Arbeitsamtes, Thomas dem Vor-
ſitzenden der Konferenz für die Mitarbeit. Auch Branting
dankte in ſeinem Schlußwort allen Delegierten für die ſachkiche
und verſtändnisvolle Ardeit. Gr ſchloß mit den Worten: „Wir

internationale Körperſchaft, um Arbeiter im
Dienſte der Menſchheit zu ſein.“

England und die Repko.
Londovn, 6. Juli. (Eig. Drahtbericht.)

Der „Daily Telegraph“ ſchreibt zu der franzöſiſchen Behauptung,
daß England die Reparationskommiſſion erledigen wolle, daß die
Reparationskommiſſion laut Teil 8 des Verſailler Vertrags
keinerlei Legitimation habe, ſich in die innere finanzielle
und ökonomiſche Verwaltung in Deutſchland einzumiſchen. Die
Feſtſtellung und Prüfung der Verfehlungen Deutſchlands gegen
die Dawes-Pläne lägen außerhalb des Friedensvertrags und
deshalb könne keiner im Friedensvertrag vorgeſehenen Kommiſſion
dieſes Prüfungsamt zugeſtanden werden. „Daily Herald“, der
feiner Erklärung den gleichen Teil des Friedensvertrags zugrunde
legt, ſagt, daß ſchließlich die Verwirklichung des Dawes- Planes
von den amerikaniſchen und britiſchen Kapitalsgebern abhänge.
Um ihre Unterſtützung zu gewinnen, ſei nötig, ſie zu überzeugen,
daß die alliierten Regierungen einen völlig neuen Weg ein-
ſchlagen. Wenn man darauf beſtehe, die alte Reparations-
maſchinerie weiterhin laufen zu laſſen, ſo würde dadurch das not-
vwendige Vertrauen vom erſten Augenblick an zerſtört.

Franzöſiſche Kriegsgerichtsurteile.
Dortmund, 7. Juli. (Eig. Drahtbericht.)

Vor dem franzöſiſchen Kriegsgericht in Dortmund hatten ſich
am Sonnabend 21 Mitglieder angeblicher Geheimorganiſationen
zu verantworten. Der Strafantrag lautete auf Gefängnisſtrafen
von 6 Monaten bis zu 10 Jahren und Geldſtrafen bis zu
1000 Mk. Vier Angehörige, von denen der Nachweis, im Wiking-
Bund an beſonders hervorragender Stelle und gegen die Be-
ſatzung tätig geweſen zu ſein, als erbracht galt, wurden zu je
10 Jahren Gefängnis und 50000 Mk. Geldſtrafe
verurteilt. (1) Die übrigen Angeklagten erhielten Strafen von
1 Monat bis zu 2 Jahren Gefängnis; außerdem Geldſtrafen in
Höhe von 500 bis 1000 Mk. Drei der Angeklagten, die ſich angeb
lich für eine ſechswöchige Uebung bei der Reichswehr verpflichtet
hatten, wurden zu Gefängnisſtrafen bis 5 Wochen verurteilt.

Aachen, 7. Juli. (Eig. Drahtbericht.)
Auf der belgiſchen Regiebahn wurde zwiſchen Agchen Ronheide

die Militärpoſt mit Wertſachen in Höhe von 7 Millionen Frank
geſtohlen. Einer, der Diebe und mit ihm ein Hehler ſind bereits
verhaftet worden.

Morddrohung gegen Curaui.
Rom, 6. Juli. (Eig. Drahtbericht.)

Die Erregung über den Matteotti-Mord beſteht unvermindert
fort. Eine Reihe von Zeugen hat ausgeſagt, daß Dumini auch
tn mehreren anderen Gewalttätigkeiten der Täter geweſen wäre.
Die Ergebniſſe der bisherigen Unterſuchung und der politiſchen
Vernehmungen haben die Mordtat an Matteotti noch nicht ge-
nügend aufgehellt. Die Blätter der Oppoſition ſetzen ihre
Angriffe gegen die Faſciſten unentwegt fort und behaupten, daß
im Schoße des letzten Kabinetts Muſſolini eine ganze Reihe von
Finanzſkandalen ſchlummern und nur die übermächtige Gewalt
der faſciſtiſchen Partei aus Sorge um die ſchwere Kompromittie-
rung erſter politiſcher Führer des italieniſchen Faſcismus die Auf-
klärung darüber verhindere. Die faſciſtiſchen Blätter führen
gegen dieſe Behauptung der Oppoſition eine ſehr heftige und be-
drohliche Sprache. Das neugegründete offizielle faſciſtiſche Blatt
„Jmpero“ droht mit nicht mißzuverſtehender Deutlichkeit Rache
an. Es ſchreibt, wenn es notwendig ſei, werde auch für den ſozio-
en Abgeordneten Turati ein Begräbnis erſter Klaſſe beſorgt
werden. (1)

Münchener Monarchiſtenparade.
Reichswehr defitert vor dem Exkronprinzen Rupprecht.

(Eig. Drahtbericht.)München, 6. Juli.
Am n wurde die Einweihung eines Gedenkfſt für die

80 000 im Weltkrieg gefallenen Kämpfer, der vor der nchener
Reſidenz errichtet und am Sonntag enthüllt worden iſt, zu einer
monarchiſtiſchen Demonſtration benutzt. Vor Rupprecht von
Wittelsbach, der, umgeben von verſchiedenen Prinzen, auch
z. dieſer Feier erſchienen war und von den Vertretern der ſtaat-
ichen und ſtädtiſchen Behörden, darunter auch dem Miniſterpräſi

denten Held und dem r Miniſterpräſidenten Knil-
lin 4 aufs herzlichſte begrüßt wurde, defilierten in mehr als halb
ſtündigem Parademarſch unter den Klängen des „Fridericus
Rex“ Reichswehrabteilungen, per und Studentenverbände,
Vaterländiſche Vereinigungen Mitg der des Landtags,
darunter auch Leute in Hitleruniform. Die verſchiedenen Hoch
und Heilrufe fanden freilich kein allzu ſtarkes Echo. Von
den Reden, die gehalten wurden, iſt folgender Satz des Miniſter-
präſidenten Held bemerkenswert: „Wir haben allen Anlaß zu
der Befürchtung, daß unſeren Pfälzer Brüdern neue Leiden durch
verbrecheriſche Söldlinge bevorſtehen, die das Land den Franzoſen
in die Hände ſpielen wollen.“ Es ſcheint und die Erkundigungen
an unterrichteter Stelle beſtätigen das daß die bayeriſche
Staatsregierung neuerdings mit ſeparatiſtiſchen Stö-
rungen in der Pfalz rechnet. Ob monarchiſtiſche Kundgebungen
ein geeignetes Mittel ſind, von der in ſeiner Mehrheit republi-
kaniſch und deutſch fühlenden Pfälzer Bevölkerung ſeparatiſtiſche
Störungen abzuhalten, muß doch mit Recht bezweifelt werden.

J

Alſo ausgerechnet in einem Augenblick, wo die franzöſiſche
Regierung Herriot wegen ihrer Verſtändigungspolitik dem hef-
tigſten Widerſtand der Nationaliſten im eigenen Lande aus-
geſetzt iſt, defilieren in München die Truppen der Republik
vor dem Schildhalter der bayeriſchen Monarchie.
Die franzöſiſche Reaktion wird dieſe Unterſtützung ihrer Politik
durch amtliche Organe des Reiches ſicherlich ſchon in
den nächſten Tagen dankend quittieren. Bisher ſetzte ſie ihre
Hoffnungen im Weſentlichen auf die deutſchen Nationaliſten
jetzt ſcheint ihr auch noch ein Helfershelfer von amtlicher Stelle
Deutſchlands entſtehen zu ſollen. Was ſagt der Reichsaußen-
miniſter zu dieſer Sabotage ſeiner Politik? Jm Reichstag hat
er ſich vor wenigen Wochen anläßlich der Regierungserklärung
ausdrücklich gegen den. Unfug gewandt, Demonſtrationen zu
veranlaſſen, die im Auslande Anlaß zur Beunruhigung
geben. Jſt er jetzt bereit, endlich dem Reichswehrminſter
klarzumachen, daß auch er Rückſichten auf die Außenpolitik zu
nehmen und nur von dieſer Rückſicht aus ſeine Anordnungen zu
treffen hat? Wir können uns jedenfalls nicht vorſtellen, daß die
ſozialdemokratiſche Reichstagsfraktion den neueſten Münchener
Vorfall ſtillſchweigend hinnimmt.

Prozeß hermann.
Heute, Montag, Urteilsverkündung.

Weimar, 6. Juli. (Eig. Drahtbericht.)
Bei der Vernehmung der Zeugen in der Sonnabend-Verhand-

lung des Prozeſſes gegen den thüringiſchen Jnnenminiſter Her-
mann, kam ausſchließlich zum Ausdruck, daß parteipolitiſche Ge-
ſichtspunkte bei der Anſtellung der Beamten nicht maßgebend
waren. Das wurde durch eine Reihe von Zeugen beſtätigt, die
angeſtellt wurden, ohne Sozialdemokrat zu ſein. Die
ſtark übertriebenen Ausſagen des Miniſterialbeamten Böhm
wurden durch die Darlegungen des Miniſterialdirektors Brill
widerlegt, der beſtätigt, daß bei der Prüfung und Beförderung
von Beamten in Thüringen nicht die Mitgliedſchaft der Sozial
demokratiſchen Partei oder die Zugehörigkeit zum Allgemeinen
Deutſchen Beamtenbund maßgebend waren. Miniſterialrat Dr.
Brand aus dem preußiſchen Miniſterium des Jnnern gab ein
Gutachten über die Anſtellung der Beamten ab und belegte an
Hand von Akten, daß eine Vordatierung ſchon unter dem alten
Regime vorgekommen ſei. Er brachte Fälle aus Preußen aus den
Jahren 1902, 1918 uſw. als Beiſpiele vor, in denen eine Vor-
datierung vom vreußiſchen Miniſterium ausgeführt wurde. Auch
wies er darauf hin, daß früher beim Militär die Vordatierung bei
der Verleihung von Patenten üblich war. Er ſprach auch den
Miniſtern das Recht zu, Akten beliebige Zeit in eigene Verwahrung
zu nehmen. Bei der Vernehmung des Landgerichtsrats Greiner,
der die Unterſuchung gegen die Angeklagten geführt hatte, unter-
nahm die Verteidigung unter Genoſſen Dr. Roſenfeld einen
geſchickten Vorſtoß gegen die eigentlichen Urheber der Anklage
und der Verhaftung des Miniſters Hermann. Auf die Frage
der Verteidigung, ob der Unterſuchungsrichter eine Beeinfluſſung
des Verfahrens von der Reichswehr durch den Heeresanwalt
Rotermund feſtgeſtellt habe, antwortete der Zeuge ſehr aus
weichend auch dann noch, als angegeben wurde, daß der Leiter
des Landeskriminalamts, Regierungsrat Nietſch, im Auftrage
von Hintermännern ſich in das Verfahren einmiſchen wollte. Auf
Antrag des Oberſtaatsanwalts beſchloß das Gericht, diesbezügliche
Fragen nicht mehr zu zulaſſen. (1) Die aufgeſtiegenen
Sinnpfblafen ließen aber erkennen, daß etwas faul an der ganzen

Geſchichte iſt. Damit die V ung der Zeugen beendek,n einem nahezu zweiſtündigen ar erachtete der Ober
aatsanwalt die Punkte der Anklage über die Urkundenfälſchung

und Vernichtung von Akten durch den Regierungsaſſeſſor Kunze
als erwieſen. (1) Der Antrag des Oberſtaatsanwalts lautete

n Vernichtung eines Berichtes im e ir den Mi-
Hermann auf 2 Monate s mit der Maßgabe, daß

dem Gericht anheimgeſtellt wird, afaufſchub gegen Zahlung
einer Geldbuße von mindeſtens 5000 Mk. auszuſ en. (1) Für
Kunze wurde eine Geſamtſtrafe von 2 Jahren ängnis, für die
Kreisdirektoren Rennert (Meiningen), Hörſchelmann (Eiſenach)
und Faulian (Roda) je 114 Monate Gefängnis oder Umwandlung
der Gefängnisſtrafen in eine Geldſtrafe von p 1000 Mk. be
antragt. Für Kreisdirektor Koch (Gotha) plädierte der
Staaksanwalt auf Freiſprechung.

Jn der Nachmittagsſitzung nahmen die Verteidiger ein-gehend zu den Anträgen des Oberſtaatsanwalts Stellung. Dr.
oſenfeld wies darauf hin, daß die Verhaftung Hermanns

ſeinerzeit großes Aufſehen erregt und in der Oeffentlichkeit aller
lei Behauptungen über eine ungeheure Korruption in der ſozia-
liſtiſchen Regierung Thüringens zur Folge gehabt habe. Die
Anklage ſei nach den Ausführungen des Oberſtaatsanwalts
als zuſammen gebrochen zu erachten, da nichts von der an
geblichen großen Urkundenfälſchung und Korruption bewieſen ſei,
der Oberſtaatsanwalt habe in der Sache des Miniſters Hermann
den Rückzug angetreten und lediglich wegen Beſeitigung von
Schriftſtücken eine Strafe beantragt. Demgegenüber müſſe feſt-
geſtellt werden, daß der Miniſter einer Beſtimmung über en Ge
ſchäftsgang nicht unterliege und er das Recht habe, über Schrift-
ſtücke, die nicht Beſtandteile der Akten ſind, zu erfügen. Der
Oberſtaatsanwalt habe die Punkte der Anklage fallen laſſen, die
ſich auf vorſätzliche, um Vermögensvorteile Svillen begangene Ur-
kundenfälſchung bezogen habe. Das thüringiſche Beamtenſperr-
geſetz, das auf Veranlaſſung der Reichsregierung erlaſſen worden
ſei, laſſe Ausnahmen zu. Miniſter Hermann ſei unter allen
Umſtänden freizuſprechen. Für den Angeklagten Kunze be
antragte der Verteidiger, die verbüßte Unterſuchungshaft von
6 Monaten als Strafe anzurechnen. Für die übrigen An-
geklagten wurde Freiſprechung beantragt. Nach perſönlichen Aus-
führungen der Angeklagten vertagte das Gericht die Urteils-
verkündung auf Montag vormittag.

Bazille maßregelt.
Der deutſchnationale Staatspräſident in Württemberg, Herr

Bazille, hat den württembergiſchen Geſandten in Berlin, den
Genoſſen Hildenbrand, kurzerhand abgebaut.

Die Aufforderung, ſich in den zeitlichen Ruheſtand verſetzen zu
laſſen, ſo ſchreibt die „V. Z.“, ging dem Geſandten eilbrieflich
zu, ſo „eilig“ hatten es Bezille und ſeine Freunde. Da Hilden-
brand ſeit Jahrzehnten im Reichstag ſitzt und auch im Württeni-
bergiſchen Landtag auf eine lange parlamentariſche Tätigkeit
zurückblicken kann, an wichtigen Geſetzen in hervorragender
Weiſe mitgearbeitet und in den ſechs Jahren ſeines Wirkens als
Geſandter niemals zu Beanſtandungen Anlaß gegeben hat, ſah
er in dem Vorgehen Bazilles eine politiſche Maßnahme
und gab auf ſie überhaupt keine Antwort. AberBazille hatte es ſo eilig, daß er ſchon nach ganz wenigen Tagen
teldgraphiſch um beſchleunigte Antwort bat.

Nun antwortete Hildenbrand umgehend, daß er keinen ſachlichen
Grund anerkennen könne, der ihn veranlaſſen müßte, ſich in
den Ruheverſtand verſetzen zu laſſen. Dieſen Brief wartete Bazille
aber gar nicht erſt ab, ſondern verfügte Hildenorands Ent
laſſung „auf Grund. der Württembergiſchen Perſonal-Abbau-
Verordnung“. Eine neue, aber ebenſo „verlegene“ Ausrede, denn
ein Perſonalabban hat doch nux Sinn, wenn durch ihn Geld
geſpart wird, er iſt ſinnwidrig, wenn, wie hier, dem entlaſſenen
Geſandten ein Wartegeld und einem neuen Geſandten das volle
Gehalt gezahlt werden muß.

Der „Vorwärts“ bemerkt dazu:
Leider kann man nicht ſagen, daß das Vorgehen des Herrn

Bazille gegen Hildenbrand vereinzelt daſtände oder daß es
nur auf die unzweifelhaft reaktionäre Geſinnung des württem-
bergiſchen Staatspräſidenten zurückzuführen ſei. Das Bürger
tum, auch die Mittelparteien, legt an anderen Orten
einen verdächtigen Eifer an den Tag, wenn es ſich darum handelt,
Sozialdemokraten abzubauen. Zu dem Abbau des Ber-
liner Stadtſchulrats Paulſen geſellt ſich der Abbaubeſchluß gegen
den Kaſſeler Oberbürgermeiſter Scheidemann und jetzt auf
Drängen der Welfen ein gleicher Beſchluß gegen den hannover-
ſchen Oberbürgermeiſter Leinert. Ueberall wird dieſem Abbau
ein möglichſt harmloſes Mäntelchen umgehängt. Die verlogene
Redensart, mit der man Hildenbrand gegenüber vperierte, es
müſſe eine „juriſtiſche und verwaltungstechniſch geſchulte Per
ſönlichkeit“ auf ſeinen Poſten berufen werden, taucht bei all
dieſen Aktionen in nur wenig abgeänderter Form wieder auf.
Jn Wirklichkeit händelt es ſich darum, daß die bürgerlichen
Parteien in kaum zu glaubender Kurzſichtigkeit überall da, wo
ſie eben glauben, dazu imſtande zu ſein, nur allzu gerne wieder
in den Kurs gegen die Sozialdemokratie ein-
ſchwenken. Auch die Mittelparteien ſcheuen ſich dabei
nicht, mit den Reaktionären an einem Strang zu ziehen. Daß
die vorgeſchützten Gründe für dieſe Abbaumaßnahmen nur Vor

„ILe Compagnon“
(Der Gefährte.)

24 Von Victor Margueritte.
Autoriſierte Ueberſetzung von Hans Adler.

Mit einem guten Lächeln ſah ſie die brave Frau die Treppe
hinabſteigen. Sie war ſich vielleicht klarer als ihr Herr darüber,
welche Gefühle er für Annika hegte. Frau Danvois brauchte zu
dieſer Feſtſtellung keine Prophetengabe, ſie beobachtete ganz einfach
als dienende Hausgenoſſin, an deren tägliche Anweſenheit als
Zeugin man nicht genug denkt.

Jm Taxameter, der Annika auf den Bahnhof Saint-Lazar
brachte, dachte ſie nach. Sie empfand mehr als eine bloße Ent-
täuſchung, Amédée nicht getroffen zu haben: Einen wirklichen
kleinen Kummer; ſo ſehr tat es ihr leid, einen ſchönen Tag ver-
loren zu haben War es der verſäumte Beſuch? Der berühmte
Maler, den ſie kennen lernen wollte, deſſen herbes Talent ſie be-
wunderte, beſonders in ſeiner letzten Schöpfung: Die Marſchälle
unter dem Triumphbogen Ja, auch. Aber hauptſächlich die
Freude, mit Amédée beiſammen zu ſein

Sie wäre gern die erſte geweſen, die ihm von dieſem Ereig-
niſſe Mitteilung machte, hätte gerne ſeine Bemerkungen und
Ratſchläge gehört

Der Trubel des Bahnhofes, die Abwechſlung des Getriebes
auf dem Perron, im Wagen und bei der Abfahrt zerſtreuten ſie.
Die altbekannte und wiederentdeckte Strecke mit allen ihren De-
tails, dem ſchimmernden Bogen der Seine, einem gegiebelten
Schloß aus der Zeit Ludwigs XIV. und einer Reklametafel
„MotoBenzol“ zwiſchen den Pappeln, die mit ihrer grellen Far
benfläche die Sanftheit der Wieſen ſtörte das alles blitzte in
ihrer Erinnerung auf und flog gleichzeitig draußen vorbei

Die Umgebung von Yvelines, die Ruinen der alten Befeſtigungs
nauern, eingezwängt zwiſchen moosbewachſenen Hänſern, die ganze
Viſion der kleinen Stadt erwachte plötzlich mit der Erinnerung an
hre Kindheit wieder in ihr. Sie kam ſich vor wie eine vergeſſene
Fremde in der Stetigkeit der Dinge das ferne Phantom einer
kleinen Annika, die geweſen zu ſein ſie ſich kaum mehr erinnerte.

Jm „Hotel zur Poſt“ traf ſie Fräulein Hardy nicht an.
„Sie iſt gerade zu Herrn Seuriot gegangen, dem Fleiſcher, wo
vie Roſa gearbeitet hat. Georges-Clemenceau-Platz

„Clemenceau?
„Ja, der frühere Marktvplatz.“
„Ah ſol! Den kenne ich

Der Marktvplatz, ſeine hundertjährigen Linden, rund herum die
niederen Hallen mit ihren Schieferdächern, von gurrenden Tauben
umflogen Und an der Ecke der Rue de l'Echaudé der Laden
mit den grünen Jalouſien, wo ſie gelebt hatte, ein hochaufgeſchoſſe
nes Mädel, das die Röcke der Mutter tragen konnte Raimberts
Vermiſchtwarenhandlung „Zum guten Einkauf“ Damals
gab es keinen Clemenceau-Platz lang war es her Zur Zeit,
als Roſa und ſie in die Schule gingen, vor der Sintflut, der roten
Sintflut des Krieges.

Bis auf die neue Straßentafel auf der ſie mit Sarkasmus
den Namen Clemenceau las fand ſie den alten Platz mit ſeinen
über die Dächer ragenden blühenden Linden unverändert. Sie
ſuchte mit den Augen die väterliche Niederlage an der Ecke der Rue
de l'Echaudé, ſah aber nur eine blutrote Faſſade, auf der in weißen
Buchſtaben Seuriot ſtand und wo an Haken mächtige bräunliche
Fleiſchſtücke, von Fliegen umlagert, hingen.

Sie hielt ſich die Naſe zu und trat mit gepreßtem Herzen ein.
Fräulein Hardy ſah ſie und ſchloß ſie in die Arme:

„Dank für dein Kommen Jch wußte, daß du ihre Verteidi-
gung übernehmen würdeſt.“

Beſtürzt betrachtete Annika die nicht mehr zu erkennenden
Wände, die Glastür in das Hinterzimmer, in dem ſie geboren war.
Es würgte ſie in der Kehle. Der ſchale Geruch, der Geſchmack des
Todes, den alles hier ausſtrömte, bis zu dem dicken Menſchen mit
dem Meſſer im Gürtel, deſſen Bauch die Schürze mit den dunklen
Flecken blähte.

„Fräulein Raimbert,“ ſtellte Fräulein Hardy vor, „Advokat beim
See ationsgerichtshof in Paris Ja, die Tochter des früheren

eſitzers
Der Fleiſcher verſuchte einen überraſchten Gruß und lachte fett:

„Tun Sie, als ob Sie zu Hauſe wären, Fräulein.“
Und ſtolz darauf, eine Hauptperſon in dem Drama zu ſein, das

Yvelines bewegte, begann er zum zwanzigſten Male die Geſchichte,

brechen nahe, zwang ſich Annika, zuzuhören. Unausſprechliche
Traurigkeit miſchte ſich mit dem Gefühl des Ekels

„Alſo ich hatte ſie aufgenommen, zur Arbeit gegen die Ver
pflegung, wie es in Ordnung iſt. Jn ihrem Zuſtande konnte ſie
nichts anderes verlangen! Na, und Arbeit gibt's bei mir genug.
Jch habe auch immer zu ihr geſagt: Jß, Kind! Du mußt für vier
arbeiten, alſo iſt's nur recht und billig, wenn du für zwei ißt.
Fleiſch. nicht wahr, habe ich mehr als genug. Bei der Hitze ver-
dirbt einem ja noch mehr, als man verkaufen kann Trotzdem
ſah ich, daß die Roſa ſeit einiger Zeit ganz weg war. Wie ein
Stück Vieh iſt ſie vor ihrem vollen Teller geſeſſen und hat, ich weiß
nicht wohin, geſchaut. Je dicker ihr Bauch wurde, deſto magerer
wurden ihre Wangen und deſto mehr kränkte ſie ſich wegen der
Schlechtigkeit der Leute. Die Gaſſenbuben liefen ihr nach und
warfen Abfälle aus der Goſſe nach ihr Eines Tages war ſie
verſchwunden, um irgendwo niederzukommen; ja, das war
Donnerstag, und geſtern, Sonntag, iſt ſie dann aufs Bürgermeiſter
amt gekommen und hat erzählt, daß ſie ihr Kind getötet hat
Durch Hiebe mit dem Holzſchuh auf den Kopf, den unſchuldigen
Wurm! Na, wenn das nicht niederträchtig iſt Wir haben es
hinter einer Hecke gefunden, die Knochen zu Brei geſchlagen,
wie Aber das Fräulein wird ja ganz blaß Wollen Sie
nicht einen Tropfen von irgend etwas nehmen? Ein Gläschen
r Das wird Jhnen gut tun Ober einen Schluck Sliwo
vitz?

Annika lehnte haſtig ab. Nur hinaus aus dieſer vergifteten
Bude. Sie zog Fräulein Hardy mit ſich und atmete in tiefen
Zügen den belebenden Sauerſtoff ein.

„Wie gut iſt doch die Luft,“ ſeufzte ſie, „wenn ſie nicht von dieſem
Geſtank verpeſtet wird.“

„Jetzt“, ſagte Fräulein Hardy, „bleibt der unangenehmſte Schritt
zu kun. Wir gehen ins Gefängnis. Jch habe Roſa geſagt, daß
ich verſucht habe, dich zur Verteidigung zu gewinnen Man
wird dir vielleicht geſtatten, dich mit ihr ins Einvernehmen zu
ſetzen, bevor ſie nach Rouen überführt wird.“

Obwohl das Skädkchen Yvelines mehr als zweitauſend Ein
wohner zählte, beſaß es an gerichtlichen Hilfsämtern nur ein
Gendarmeriekommando, deſſen Wachtmeiſter Annika, nach Rück
ſprache mit dem Gemeidevorſteher, die erforderliche Erlaubnis

ſo wie er ſie ſich zuerſt zurechtgelegt hatte, zu erzählen. Dem Er-
reteilte.

Fortſetzung folgt.
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Abſtimmung am 13. Juli fernzubleiben.

wände ſind, wird niemand beſtreiten können. All dieſe Be
ſchlüſſe zeigen nur, u die Perſonalabbauverordnungen im
Reich und in den Ländern mißbraucht werden. Jhre beſchleu-
nigte Aufhebung iſt deswegen ebenſo notwendig wie eine
ſorgfältige Nachprüfung der auf Grund dieſer Verordnungen
erfolgten Maßnahmen. Das Bürgertum darf ſich nicht darüber
täuſchen, daß dieſe Art von „Politik“ ſchließlich auch politiſche
Auswirkungen zeigen muß daß ſich die Kurzſichtigkeit, mit
der man hier verſucht vorzugehen, ſich an den Vätern dieſer
Aktionen noch ſchwer rächen wird.

Eine Volksablümmung aus Agitatjon.

Aus Braunſchweig wird uns geſchrieben:
Im Freiſtaate Braunſchweig wird am Sonntag, dem 18. Juli,
eine Abſtimmung über ein von den Deutſchnationalen verlangtes
Volksbegehren zur Auflöſung des Landtages
durchgeführt. Nach der Verfaſſung iſt die jetzige Seſſion des
Landtages, der auf die Dauer von drei Jahren gewählt iſt, im
Januar nächſten Jahres abgelaufen. Selbſt wenn das Volks
begehren den Erfolg hätte, einen Volksentſcheid über die Auf-
löſung des jetzigen Landtages herbeizuführen, könnte eine Neu
wahl für den Landtag auch nicht vor Anfang des nächſten Jahres
ſtattfinden. Das deutſchnationale Vorgehen hat alſo auf alle
Fälle keinen Zweck und dient nur dem rechtsradikalen Agi
tationsbedürfnis. Der ſozialdemokratiſche Bezirksvor-
ſtand hat daher die Bevölkerung Braunſchweigs aufgefordert, der

Eine vorzeitige
Auflöſung des Landtages iſt ſchon deshalb unangebracht, weil die
wichtigen Geſetzentwürfe über eine Reform der Landgemeinde-,
Städte- und Kreisordnung, die im Ausſchuß für Gemeinde-
angelegenheiten in der erſten Leſung ſchon erledigt ſind, der Ver
abſchiedung harren.

Staat und Kirche.
Eine für aie Dauer unerträgliche Löſung.

Der Verfaſſungsausſchuß des Preußiſchen Landtages nahm am
Sonnabend einen Geſetzentwurf zur einſtweiligen Rege-
lung der finanziellen Leiſtungen des Staates für die Funk-
tionäre der evangeliſchen Landeskirchen mit ſämtlichen bürger-
lichen Stimmen gegen die Stimmen der Sozialdemokratie an.

Das Geſetz beſtimmt die ſtaatliche Verpflichtung, auch künftig
nach Jnkrafttreten der Kirchengeſetze in Form einer Staatsrente
die finanziellen Leiſtungen für die bisher ſtaatlichen Organe
(Konſiſtorien u. dergl.) zu tragen.

Der Hauptkampf ging um den S 9 des Geſetzes, der das ſtaat-
liche Einſpruchsrecht gegen die Beſetzung leitender Stellen be-
handelt. Auf Antrag der Deutſchen Volkspartei wurde 8 9 ab-
geändert. Jn der neuen Form ermächtigt er das Staatsminiſte-
rium, mit den evangeliſchen Landeskirchen Vereinbarungen ab-
zuſchließen über die vorgeſehenen Staatsleiſtungen und über ein
der Staatsbehörde einzuräumendes Einſpruchsrecht gegen die Be-
rufung der Vorſitzenden der kirchlichen Verwaltungsbehörden
ſowie über die Entſcheidung bei Streitfällen durch Schiedsgericht
oder Oberverwaltungsgericht. Die Abänderung des S 9 wurde
ſchließlich gegen die Deutſchnationalen und das Zentrum ange
nommen. Die Sozialdemokraten wollten dem Staat ein ihm
ohne weiteres zuſtehendes Einſpruchsrecht geben. Dieſe For-
derung wurde gegen die Sozialdemokraten und Demokraten ab-
gelehnt. Ebenſo wurde ein ſozialdemokratiſcher Antrag abgelehnt,
daß die Kirche für ihre Gebäude Miete zahlen ſoll.

Nach dieſem Geſetz beſteht alſo nur noch ein Reſtchen von
Staatshoheit gegenüber der Kirche. Der Staat zahlt, aber er ſoll
nichts zu ſagen haben. Die freie Kirche im unfreien
Staat! Ein unhaltbarer Zuſtand. Kein Kirchenſtagat,
keine Staatskirche, keine Trennung von Kirche und Staat,
ſondern eine ſpezifiſch preußiſch-deutſche Patentlöſung. Lange
wird ſie nicht vorhalten, beim erſten Fall von Maßregelung
irgendeines freier geſinnten Pfarrers wird ſie verſagen. Deshalb
ſpricht man auch wohl nur von einer einſtweiligen Regelung.

Gleiche Brüder, gleiche Kappen.
Heutſchnational-komwuniſtiſche Auſammenarbeit in Pommern.

Aus Pommern wird dem „Vorwärts“ geſchrieben:
Jn Ankkam (Vorpommern) einer Stadt von 16000 Ein

wohnrn iſt das Stimmenverhältnis der einzelnen Parteien im
neuen Stadtparlament folgendes: Einheitsliſte Rechts Deutſch
nationale und Deutſche Volkspartei) 13, Mietergruppe 5, Demo-
kratie 1, SPD. 5, KPD. 3 Sitze. Das Bureau der Verſammlung
wird von SPD. und Mictergruppe geſtellt. Jn der Sitzung vom
13. Juni beantragte der Vorſitzende der Rechnungskommiſſion ge
mäß S 48 der Städteordnung Beſtrafung eines Mitgliedes
dieſer Kommiſſion, da dasſelbe die vom Bürgermeiſter in einer
vorhergehenden Kommiſſionsſitzung gewünſchte Schweige-
pflicht in einer Angelegenheit gebrochen und ſogar in einer
öffentlichen Bürgerbundverſammlung hierüber ein Referat gehaltenhatte. Gegen das Verhalten dieſes Mitgliedes Stadtverord-
neter Müller (Einheitsliſte rechts) wurde von demokratiſcher
Seite ein Mißbilligungsantrag eingebracht. Dieſer An-
trag wurde in namentlicher Abſtimmung mit 11 (Mieter, SPD.,
Demokrat) gegen 14 Stimmen abgelehnt. Die drei Kom-
muniſten hatten Arm in Arm mit den Deutſchnationalen und
der Deutſchen Volkspartei mit Nein geſtimmt, alſo dem deutſch-
nationalen Herrn Müller für ſeine Verletzung der Schweige-
pflicht ihr Vertrauen ausgeſprochen. Das Originellſte bei dieſer
Angelegenheit iſt ftir jeden Gewerkſchaftler, daß, obwohl Herr
Stadtverordneter Handlungsgehilfe Müller (rechts) ſich in dem
Streik der Anklamer Fabrikarbeiter als Streikbrecher be-
tätigt hat, der Vorſitzende des Fabrikarbeiterverbandes, der
Kommuniſt L., für Müller ſtimmte.

Jhren Dank ſtatteten die Rechtsparteien den Kommuniſten in
der Sitzung vom 26. Juni bei der Neuwahl der unbeſol-
deten Magiſtrats mitglieder ab. Eingereicht waren
drei Wahlvorſchläge, und zwar von der Einheitsliſte Rechts, von
der KPD. und ein vereinigter Vorſchlag von der Miektergrupve,
SPD. und Demokratie. Hätte jede Gruppe für ihren Vorſchlag
geſtimmt, ſo wären entfallen auf vereinigte Rechtsparteien 3 und
auf vereinigte SPD., Mieter und Demokratie ebenfalls 3 Sitze.
Der Wahlvorſchlag der KPD. wäre ausgefallen. Nach erfolgter
Stinmabgabe ergab ſich bei der Stimmenauszählung, daß ab
gegeben waren für Wahlvorſchlag Einheitsliſte rechts 12 Stimmen,
Wahlvorſchlag Mieter uſw. 11 Stimmen und Wahlvorſchlag KPD.
4 Stimmen. Es hatten alſo erhalten Einheitsliſte rechts 3, Mieter
und SPD. 2, KPD. 1 Sitz. Um den ihnen ſo verhaßten bis
herigen ſozialdemokratiſchen Stadtrat Dr. Ranke zu ſtürzen, derauf Wallhorſchlag Mieter uſw. an dritter Stelle ſtand, hatten
die Rechtsparteien eine Stimme zu den Kommu-
niſten abkommandiert. Der Jünger Moskaus und Ver-
treter der Diktatur war ihnen gegenüber dem Vertreter der De-
mokratie und der Republik das kleinere Uebel.

Noch ein amerikaniſcher Präſidentſchaftskandidat. Aus Cleve-
land wird gemeldet: Die Konferenz der fortſchrittlichen politiſchen
Aktion wählte den Senator La Follette zum Präſidentſchafts
Zandidaten.

Die Volkspartei hinter Streſemann.
Frankfurt a. M., 7. Juli. (WTB.)

Der Zentralvorſtand der Deutſchen Volkspartei traf
eſtern hier zu einer Tagung zuſammen. Reichsaußenminiſter

Dr. Streſem an erſtattete einen eingehenden Bericht über die
innere und auswärtige Politik. Jn der Ausſprache ergab ſich, daß
die Partei und die beiden Fraktionen einmütig hinter der Politik
des Parteiführers ſtehen. Es wurde eine Entſchließung an
enommen, in der es u. a. heißt: „Der Zentralvorſtand villigt
e Politik der n n insbeſondere des Herrn Außen

miniſters, in der Frage des Sachverſtändigengut-
achten s. Der Zentralvorſtand iſt ſich einig darüber, daß das
Sachverſtändigengutachten nur angenommen werden kann, wenn
mit der Annghme des Gutachtens die Wiederherſtellung
der wirtſchaftlichen Einheit und der HoheitsrechteZeſtehert r insbeſondere der vertragsmäßige Zuſtand am Rhein,
geſichert iſt.“

Auf dem Wege zum Schutzzoll?
Fozial demokratiſche ParlamentsdienſtDer

meldet:
Jm Anſchluß an die Erklärungen des Ernährungsminiſters,

durch Schutzzollmaßnahmen der Landwirtſchaft entgegenzukommen
und durch Ermäßigung der Verbrauchsabgaben einen Ausgleich
für die eintretende Verteuerung des Lebensunterhalts herbei-
zuführen, haben im Reichskabinett eine Reihe von Erörterungen
ſtattgefunden. Zu endgültigen Beſchlüſſen, beſonders über die
Fixierung der Höhe der Zollſätze, ſoll es, wie wir er-
fahren, bis jetzt noch nicht gekommen ſein; jedenfalls beſtehen über
die von verſchiedenen Seiten gemachten Vorſchläge die größten
Meinungsverſchiedenheiten innerhalb der Regierung.
Dagegen iſt ſich das Kabinett über die Ermäßigung der Ver
brauchsabgaben inſoweit ſchlüſſig geworden, daß die Umſatzſteuer
von 2 auf 2 Prozent reduziert werden ſoll. Die endgültige Ent-
ung darüber treffen bekanntlich Reich srat und Reichs

a g.
Die Herabſetzung der Umſatzſteuer iſt aus wirtſchaftlichen Grün-

den geboten und auch durchaus möglich, da das Einkommen
aus dre Umſatzſteuer die Veranſchlagung bei weitem übertrifft.
Proteſtiert werden muß aber, daß die Angelegenheit der Umſatz-
ſteuer, die eine Sache für ſich darſtellt, im Zuſammenhang mit der
Schutzzollfrage behandelt und ſo als Konzeſſion mißbraucht wird.
Schließen ſich Reichsrat und Reichstag dieſer Methode an, ſo wird
für die Bevölkerung, der man durch unnützen Zoll den Lebens-
unterhalt verteuert, in Wirklichkeit, ſoweit die Steuer auf den Um-
n Frage kommt, weder Erleichterung noch Ausgleich ge-
ſchaffen.

Wadler aus dem Zuchthaus entilaſſen.
München, 6. Juli. (Eig. Drahtbericht.)

Von gutunterrichteter Seite erfahren wir, daß der Räterepubli-
kaner Dr. Wad ler bereits vor 10 Tagen aus dem Zuchthaus in
Straubing entlaſſen worden iſt. Durch Vermittlung der Zucht-
hausfürſorge hat er in einem Jnduſtriewerk in Köln Anſtellung
gefunden. Dr. Wadler wurde am 12. Juli 1919 wegen Verbrechens
zur Beihilfe zu einem Verbrechen des Hochverrats zu einer Zucht-
hausſtrafe von s Jahren verurteilt. Gleichzeitig wurden
ihm die bürgerlichen Ehrenrechte auf die Dauer von 8 Jahren ab-
crkannt. Wadler war bekannilich ein tätiges Mitglied der Räte-
republik, Mitglied des Zentralrates und Kommiſſar für das
Wohnungsweſen.

Wirtſchaftsponitik.
Die Ruhbrkohlenförderung der Vorwoche.

Eſſen, 6. Juli. (Eig. Drahtbericht.)
Nach den vorläufigen Berechnungen wurde in der Woche vom

22. bis 28. Juni. im geſamten Ruhrgebiet (ohne die von der
Regie betriebenen drei Zechen und zehn Kokereien) in 6 Ar-
beitstagen 1973 777 Tonnen Kohle gefördert gegen 1 768 125
Tonnen in der Vorwoche bei 51 Arbeitstagen. Auf das beſetzte
Gebiet entfallen 1 806 553 Tonnen gegen 1600931 in der Vor-
woche. Die Kokserzeugung ſtellte ſich vom 22. bis 28. Juni auf
389 721 Tonnen (beſetztes Gebiet 357 930 Tonnen) in 7 Arbeits-
tagen gegen 373 923 Tonnen (340 132) in der Varwoche. (Jn den
Kokereien wird auch Sonntags gearbeitet.) Die arbeitstägliche
Kohlenförderung ſtellte ſich in der ietzten Juniwoche im geſamten
Ruhrgebiet auf 328 963 Tonnen (336 768), die tägliche Koks-
erzeugung auf 55674 (53 275) Tonnen. Jm beſetzten Gebiet be-
irug die arbeitstägliche Kohlenförderung 301 092 (304 939)
Tonnen; die tägliche Kokserzeugung 51 133 Tonnen (48 590).

Die Mark in Neuyork.
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Geld, 24 Brief. Dollarparität unverändert 4,18 Billionen.

GeWwerkſchaftsbewegung.
Gewerkſchaftsbeiträge.

Das Ende der Jnflationszeit brachte den Gewerkſchaften endlich
wieder feſten Boden unter die Füße. Der geringſte Beitrag war
wieder wertvoller als die Phantaſiebeiträge von Hunderttauſenden,
Millionen und Milliarden. Da überdies die neuen Beiträge zu
nächſt nur proviſoriſch feſtgeſetzt wurden bis zur Neureglung
durch den Verbandstag, wurden die Beiträge meiſt niedrig
und wie ſich jetzt vielfach zeigt, allzu niedrig bemeſſen.
Die Gewerkſchaften künnen nicht etwa in aller Ruhe ihren finan-
ziellen Wiederaufbau vollziehen. Das Unternehmertum ſorgt durch
ſeine Angriffe auf die mühſamen Errungenſchaften der Gewerk
ſchaften, daß ein Kampf nach dem andern geführt
werden muß. Dafür, daß die Unternehmer die Lohnforde-
rungen zurückweiſen, fordern ſie die Verſchlechterung der Tarif-
verträge durch Verlängerung der Arbeitszeit, Fortfall der Ferien
ſowie Abbau oder Beſeitigung der ſozialen Beſtimmungen. Ab
wehrkämpfe erfordern jedoch oft weit höhere finanzielle An
ſtrengungen der Gewerkſchaften als Angriffsbewegungen. Während
letztere meiſt nur bei günſtiger Konjunktur unternommen werden,
mitſſen jene in wirtſchaftlich ungünſtigen Zeitläuften unternommen
werden.

Dem Bedarf der Gewerkſchaften an möglichſt hohen Bei-
trägen ſteht entgegen, daß die Löhne abſolut unzureichend
und mit derart vielen Abzügen belaſtet ſind, daß es ſehr ſchwer
iſt, den Mitgliedern die Zahlung hoher Beiträge zuzumuten.
Zumal in denjenigen Gewerkſchaften, die ſchon in der Vor
kriegszeit keine hohen Beiträge kannten. Die Arbeitsloſig
keit und die Kurzarbeit bringen es mit ſich, daß ein Teil der
Mitglieder nur in den unterſten Beitragsſtufen ſteuert. Soll die
Ationsfähigkeit der Gewerkſchaften intakt bleiben, und nicht nur
dies, ſondern darüber hinaus verſtärkt werden, dann müſſen die
Beiträge dementſprechend bemeſſen werden. Jſt es auch nicht mög-
lich, ſie mit einemmal weſentlich zu erhöhen, ſo muß doch ein
beſſerer Ausgleich herbeigeführt werden zwiſchen den Erforder-
niſſen der Gewerkſchaften und der gebotenen Rückſicht auf das
Lohneinkommen der Mitglieder. Ohne Opfer geht es in der Ge-
werkſchaftsbewegung, in den Gewerkſchaftskämpfen nun einmal
nicht. Das iſt ja gerade das, was die Drückeberger, den
Gewerkſchaften wieder den Rücken kehrten, zu ihrem Verhalten ver-
anlaßt. Darüber täuſchen weder ihre Ausreden noch ihr Wort-
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radikalismus hinweg. Den gewerkſchaftlich geſchulten Mit
e edern iſt die Einſicht, daß niedrige Beiträge weggeworfenes

eld iſt und hohe Beiträge die Grundbedingung für
gewerkſchaftliche Erfolge ſind, in Fleiſch und Blut übergegangen.
Aber doch längſt nicht der großen Maſſe. Dieſe Einſicht kann nur
durch gewerkſchaftliche Erziehung und Erfahrung gewonnen wer-
den. An Erfahrungen fehlt es nicht. Es kommt jedoch
darauf an, ihnen die gehörige Beachtung zu verſchaffen.

Der Buchdruckerverband ſtand von jeher mit ſeinen Bei
trägen an der Spitze der Gewerkſchaften. Dabei kommt ihm aller
dings zuſtatten, daß er eine Organiſation gelernter Arbeiter vildet,
deren Löhne nicht ſo ſehr niedrig ſind wie die der Ungelernten.
Weiter aber, daß er nur mit männlichen Mitgliedern und nicht mit
Elendslöhnen weiblicher Mitglieder zu rechnen hat. Der Verband
hat jetzt ſeinen Beitrag für Vollmitglieder ab 29. Juni auf wöchent-
lich 1,20 Goldmark feſtgeſetzt, für Gewerkſchaftsmitglieder auf
9,90 Goldmark. Dazu kommen aber noch Gaubeiträge, Bezirks
beiträge und Ortsbeiträge, die bis zur Hälfte des ordentlichen Bei-
trags erhoben werden können, alſo bis zu 1,80 Gold mark
in der Woche. Außerdem erhebt der Verband zwei Extra-
beiträge von je 1 Mk.

Auch der Holzarbeiterverband ſieht ſich gezwungen,
angeſichts der verſchärften Kampflage von den in Arbeit ſtehenden
Mitgliedern Extrabeiträge zu erheben, und zwar je nach der Höhe
des Stundenverdienſtes von 20 Pf. bis 1 Mk. Die Mitglieder des
Holzarbeiterverbandes, der mit Stundeneinkommen ſeiner Mit-
glieder von weniger als 30 Pf. bis zu 70 Pf. zu rechnen hat, wiſſen,
was auf dem Spiele ſteht, und werden ſo ſchwer es dem ein
zelnen Arbeiter auch fallen mag das Opfer bringen, das die
Konferenz des Vorſtands, der Gauvorſteher und Ortsvertreter
ihres Verbands ihnen auferlegt hat. Das Beitragzahlen iſt und

bleibt eine unangenehme Sache. Die Ueberlegung aber muß dem
einzelnen Gewerkſchaftsmitglied ſagen: Beſſer rechtzeitig eine
halbe oder gar eine volle Mark mehr Wochenbeitrag, als un-
zureichende Beiträge und weiterer Lohndruck.

Die Unternehmer verfolgen die Dinge in den Gewerk-
ſchaften recht eifrig, ſo daß ſich viele Mitglieder ein Beiſpiel daran

nehmen könnten. Die Unternehmer berechnen auf Grund der
Beitragsleiſtungen die ungefähre finanzielle Kraft der
Gewerkſchaften. Wiſſen ſie, daß die Gewerkſchaft es auf
einen Kampf ankommen laſſen kann, werden ſie vorſichtiger ope-
rieren, zurückhaltender ſein, als wenn ſie gewiß ſein können, daß
der exſtbeſte Vorſtoß, den ſie gegen die Arbeiterorganiſationen
führen, dieſe kampfunſähig macht. Auch die radikal klingendſten
Phraſen können uns der Not wendigkeit hoher Bei-
tragsleiſtungen nicht entheben. Und es iſt weit radi-
kaler und revolutionärer, ſelbſt unter Entbehrungen
ſeinen Verbandsbeitrag zu zahlen, als aller Viertel-
ſtunden nach Generalſtreik zu ſchreien und ſich dabei gegen jedwede
Beitragserhöhung zu wenden. Für die Erhaltung und Verbeſſe-
rung unſerer Exiſtenz, die von der Geſtaltung der Lohn- und Ar-
beitsbedingungen abhängt, müſſen wir wohl oder übel das
Opfer hoher Beiträge bringen, abgeſtuft nach dem Lohn-
einkommen.

Der Baugewerksbund und der Streik.
Am Freitag waren die Kollegen der Baugewerkſchaft Halle zu

einer Verſammlung zuſammengekommen, um ein Referat des Be
zirksleiters Koch (Magdeburg) entgegenzunehmen. Der alte
Reichstarifvertrag iſt bekanntlich mit dem 31. März abgelaufen.
Die Unternehmer des Baugewerbes ſind deshalb eifrig bemüht,
mit den zuſtändigen Organiſationen wieder zu einem neuen Ver
trag zu kommen. Daß das trotz mehrmaligen Verhandelns noch
nicht gelungen iſt, liegt an der Halsſtarrigkeit der Unternehmer,
die der Bauarbeiterſchaft urſprünglich den zehnſtündigen Arbeits-
tag aufzwingen wollten. Die Vertreter des Baugewerksbundes
wieſen eine dergrige Zumutung ſcharf zurück, indem ſie erklärten:
„Oune den L h ſtundentag gibt es keinen neuen Reichstarif-
vertrag!“ Obgleich alle anderen Berufe bereits länger als acht
Stunden arbeiten, wußten ſich die Bauarbeiter immer noch dagegen
zu wehren. Leider iſt zu konſtatieren, daß bereits große Teile je
Reiche gegen den Willen dex Leitung des Baugewerksbu S
zu der verlängerten Arbeitszeit übergegangen ſind. Aus dieſer
Erkenntnis heraus machten die Arbeitnehmervertreter bei den am
2. und 3. Juli fortgeſetzten Verhandlungen folgenden Vorſchlag:

1. Vorbehaltlich anderweitiger geſetzlicher Regelung ſoll die regel
mäßige tägliche Arbeitszeit, ausſchließlich der Pauſen, die Dauer

von 8 Stunden wöchentlich 48 Stunden) nicht überſchreiten. Die
Unterverbände der vertragſchließenden Parteien haben Beginn und
Ende der täglichen Arbeitszeit ſowie die Pauſen feſtzuſetzen und
darüber eine Tabelle in den Lohn- und Arbeitstarifen aufzuſtellen.
2. Bei einem Mangel an Bauarbeitern, insbeſondere an Fach
arbeitern, oder wenn zwingende wirtſchaftliche Gründe vorliegen,
können die Unterverbände für ihren Bereich eine zeitweilige
Ueberſchreitung der 48-Stunden-Woche vereinbaren,
Solche Mehrarbeit darf ſich aber höchſtens auf 3 Monate erſtrecken
und nicht mehr als 3 Stunden wöchentlich betragen. Jn Streit-
fällen entſcheidet das Tarifamt.

Demgegenüber brachten die Unternehmer nachſtehenden Vor
ſchlag: 1. Die 48-Stunden-Woche wird vorbehaltlich anderweitiger
geſetzlicher Regelung grundſätzlich anerkannt. 2. Mit Rückſicht auf
die wirtſchaftlichen Verhältniſſe und zum Ausgleich der durch den
Saiſoncharakter des Baugewerbes ausfallenden Arbeitsſtunden
wird hiermit die Leiſtung zuſchlagsfreier Mehrarbeit von jährlich
78 Stunden über die durchſchnittliche 48-StundenWoche hinaus
vereinbart. Danach betragen die Arbeitszeiten in den einzelnen
Monaten: vom 1. Dezember bis 28. Februar je 42 Stunden vom
1. März bis 15. April je 48 Stunden, vom 16. April bis 15. Oktober
je 54 Stunden und vom 16. Oktober bis 30. November je 48 Stun
den in der Woche. Die Unterverbände der vertragſchließenden
Parteien ſollen hiernach Beginn und Ende der täglichen Arbeits
zeit ſowie die Pauſen feſtſetzen und darüber eine Tabelle in den
Lohn und Arbeitstarifen aufſtellen. 8. Wo zwingende wirtſchaft
liche Gründe hierfür vorliegen, insbeſondere wo in anderen
Zweigen der Wirtſchaft über die vorſtehend vereinbarte v
hinaus gearbeitet wird und die Bauſtellen im Bereiche ſolcher t
triebe liegen, die eine längere Arbeitszeit haben, iſt der Arbeitgeber
berechtigt, von ſeiner Belegſchaft eine längere Arbeitssgeit, jedoch
nicht über 10 Stunden täglich, zu verlangen. Die Möglichkeit, auch
im Winter 48 Stunden wöchentlich zu arbeiten, ſoweit es die Licht
verhältniſſe zulaſſen, ſoll durch vorſtehende Reglung nicht aus
geleſen ſein, jedoch bedarf es hierzu der Zuſtimmung der Be
triebsvertretung.

Ohne auch nur mit einem Wort auf die weiteren ſtrittigen
Punkte einzugehen, mußten auf Grund des Arbeit ebervorſ
die Verhandlungen als geſcheitert angefehen werden. Ob
nunmehr die geſetzlichen Schlichtungsſtellen der Sache
räßt ſich noch nicht überſehen. Zweifellos werden die Unt
alles daranſetzen, um einen neuen Vertrag, der die Bauarbeiterſchaft auf einige Jahre bindet, unter Des und Fach zu bringen.

Uebergehend zur Streikbewegung ſchilderte Kollege Koch noch ein
mal das Ergebnis der, Verhandlungen ſeit dem 30. April, indem
er das Verhalten der Arbeitgeber ſ geißelte. Zugleich mahnte
er die Kollegen, im Kampfe auszuharren, obgleich die Laſten
ſchwer zu tragen ſind. Er ſei auch bereit, alles zu tun, was in
ſeinen Kräften ſteht, um ehrenvoll aus dieſem pfe hervor

ugehen. ß9 dem Referat wurde der Bericht, den Hertel in einer Streik

verſammlung gegeben hatte, einer ſcharfen Kritik unterzogen.
Hiernach ſoll der Baugewerksbund mit dem Verhandlungsergebnis
in Erfurt „voll und ganz einverſtanden“ ſein, weil man höre
und ſtaune der Baugewerksbund bisher noch nichts unter
nommen habe im Jntereſſe der Bauarbeiterſchaft, vielmehr hätte
er verſucht, die Kollegen anderer Bezirke vom Kampfe a
Für dieſe kühne Behauptung wird Hertel wohl den Beweis wieder
mal ſchuldig bleiben. Wenn er aber glaubt, daß der Baug
bund auf ſeinen Befehl den ganzen Bezirk zum Kampfe aufrufen
ſollte, ſo hat er ſich eben geirrt. Die einzelnen h e
des Baugewerksbundes haben immer noch r ur
ſie entſcheiden nach Prüfung der wirtſchaftlichen Verhältniſſe, vb
ſie den Kampf aufnehmen wollen oder nicht. Weil nun die Kollegen
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ließen ſie ihre Hände davon.ck i. W Ba
auszubilden! Ueber dieſen ſchmierigen

eigentlich kein Kollege erregen, zumal wir von dieſer e ſchon

e e e e e er entſcheiden werden, wo e Arbeit ohne i des
pfes aufgenommen werden kann. Weil der Baugew d

für die Mitteldeutſche Bauzentrale angeblich neue Axbeits-
kräfte ſtellen wollte, werden die Mitglieder desſelben im ſelben
Bericht als „Elemente“ bezeichnet, mit denen Abrechnung ge
halten“ würde. Hierzu wurde bekanntgegeben,
General ſeine Armee bereits am Montag, dem 30.
einer Bauſtelle an der Friedenſtraße geführt kabe, um dort „auf-
zuräumen“. Der Feind hatte ſich aber ſchon zurückgezogen. Nach
einem kurzen Bericht der Beſchwerdekommiſſion, die beim Verlag
des Klaſſenkampf“ wegen ungleicher Behandlung der Ba
ſchaft vorſtellig geworden war, wurde die Verſammlung geſchloſſen.

Verbandstag der Berufsfeuerwebrmänner.
Der im Jahre 1908 gegründete Verband deutſcher Berufsfeuer

wehrmänner hält am 6. bis 8. Auguſt ſeinen 10. Verbandstag im
„Volkshaus“ in Leipzig ab. Neben den Fragen der Dienſtzeit,
der Beſoldung, der Neuorganiſation der Berufsfeuerwehren und
der Feuerwehren in Privatbetrieben wird auf der Tagung vor
allem die organiſatoriſche Frage der Verſchmelzung des Berufs
verbandes mit einer gewerkſchaftlichen Großorganiſation, voraus
ſichtlich dem Staats- und Gemeindearbeiterverband, die Hauptrolle
frielen. Die Bedeutung der Tagung für das Feuerwehrweſen geht
ſchon daraus hervor, daß der Verband etwa 80 Prozent aller
Feuerwehrleute umfaßt.

Die Rnappſchaftswahlen im Ruhrgebiet.

wach dem jetzt vollſtändig vorliegenden Wahlergebnis hat der
Verband der Bergarbeiter Deutſchlands 98 000 Stimmen erhalten,
die chriſtliche Gewerkſchaft 61 0000, die Kommuniſten und Unio-
niſten 53 000 und die Splitterorganiſationen 6000 Stimmen. Die
Polen, die bei den letzten Wahlen über 11 000 Stimmen erhielten,
waren infolge der Abwanderung nach Frankreich und Oberſchleſien
mit nur noch 3200 Stimmen vertreten.

daß Steitz als
Juni, nach DTVs

ewerk
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Ausſperrung der Hamburger Bauarbeiter beſchloſſen.
Weil die Bauarbeiterſchaft Hamburgs durch Teilſtreiks eine Er

höhung ihrer Löhne um 10 bis 15 Prozent zu ſucht, haben
die Arbeitgeberverbände die Ausſperrung aller arbeiter imGroß Ha r Stadtgebiet am 9. Junt und die Entlaſſung aller
Zimmerer und Baumaſchiniſten ab 12. Juli beſchloſſen.

Neue Niederlage der Rommuniſten.

Bei der Wahl der Fgrteug des Deutſchen Textilarbeiter
verbandes in neck ſiegte die Richtung Amſterdam mit über 90
und teilweiſe 97 Prozent der Stimmenzahl über die Kommuniſten.
Das Reſultat iſt bemerkenswert, weil die genannte Filiale des

vorher eine Hochburg der Kommuniſten war
und dieſe über eine abſolute Stimmenmehrheit verfügten.

Aus alter Weh.
Fiugzeugkataſtrophe.

Borkum, 7. Juli. (WTB.)
Geſtern abend 7 Uhr ſtürzte das hier ſtationierte, dem Hoter

beſitzer Otto Kaempfer gehörige Paſſagierflugzeug ab. Der
Führer und drei Paſſagiere erlitten ſchwere Verletzungen.

Dampfer in Flammen.
Zahlreiche Todesopfer.

V Baltimore, 7. Juli. (WTVB.)Der Dampfer „Three Rivers“, der von der Cheſapecke-Bucht pach
Baltimore unterwegs war, iſt in der Nacht zum 4. Juli in BKnd
eraten und völlig ausgebrannt. Von 350 an Bord befind-
W Reiſenden wurden viele, die über Bord ſprangen, durch
andere t gerettet. Man befürchtet, daß zahlreiche
Todesopfer zu beklagen ſind.

Der Maſſenmörder von Hannover.

Hannvpver, 6. Juli.
Die bei der Abſuchung der Leine gefundenen Knochenteile

wurden zur Begutachtung dem Gerichtsarzt übergeben.
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An der Schwanenburg krieben geſtern in der Lekne r 3
teile, die wahrſcheinlich ebenfalls auf das Ver

brechen des Verhafteten zurückzuführen ſind. melden ſich noch
fartgeſ t Angehörige von Vermißten, von denen inzwiſchen er
neut beſchlagnahmte Sachen des Harmann als von Vermißten
ſtammend erkannt wurden. Die genaue Zahl der Opfer
läßt ſich zur Stunde noch nicht angeben, da Harmann bei ſeinen
Vernehmungen nur ungenaue An darüber macht. Man
ſpricht von ungefähr 20 Feſtſtellungen bis geſtern mittag

Vom Schwungrad zermalmt.
Warnsdorf i. Böhmen, 5. Jul.

Ein furchtbares Unglück ereignete ſich in dem ſächſiſchen Grenort Seifhennersdorf. Der itr e Arbeiter Guſtav
Deutſcher, der in der Schuhfabrik Mehlich beſchäftigt war, ge
riet, offenbar durch einen unglücklichen Zufall, in die Transmiſſion.
Der Körper wurde um die Welle geſchleudert und mit
voller Wucht auf die Eiſengitterſtäbe der Fenſter
1717 Dabei wurden dem Unglücklichen beide Füße

latt abgeſchlagen. Der rechte fiel herab und unter die
aſchine, der linke hing an einem Hautſtück. Der rechte Arm

wurde gänzlich zermalmt. Der Unglückliche, dem die Kleider
vom Leibe geriſſen wurden, ſtürzte nackt auf den Boden und erlitt
dabei zu ſeinen ſchweren Verwundungen noch Rippenbrüche
und innere Verletzungen. Der Aermſte, der bei Beſinnung blieb,
bat ſeine Kollegen, man möge ihn vollends tiöten. Der
eigene Sohn legte dem Vater einen Notverband an, bis der Arzt
erſchien und ihn ins Zittauer Krankenhaus transportieren ließ.

An Pilzvergiftung geſtorben. Der „Schleſ. Ztg.“ zufolge iſt das
Ehepaar Prietzel mit einem Enkelkind an den Folgen des Ge
nuſſes ſelbſtgeſammelter Pilze geſtorben. Eine Tochter be
findet ſich noch in Lebensgefahr; die zwei übrigen Familienmit-
glieder, die ebenfalls von dem Gericht gegeſſen hatten, konnten
gerettet werden.
weeewwccecgeg-ogeoonaaangggaa]heneßotdaaaounue

Verantwortlich für Politik, Wirtſchaft und Feuilleton:
g. O. H. Schulz für Gewerkſchaftliches und Lokales:

Kaſparek; für J. V. G. KaſparekVertegt Belsbiete G m V dis Seerlag: „Vo att“ G. m. b. H. ruck: Halleſche noſſenſSafiebuchdrugeret. e. G. m. b. H., San Harz r

Vereins-Kulender
der SPD.,

Kreien Gewerkſchaften, Geſelligen Vereine
owie der ſozialiſtiſchen Frauen- Zuſammen

künfte im Bezirk Halle- Merſeburg.
Eekretariat der SPD. Halle (Saake), Harz 42/44

rer 2 Treppen. f 1029.Ortsburean daſelbſt Fernruf 1029).
Die Veröffentlichungen der SPD. im Vereinskalender
erſolgen, wenn nicht koſtenlos. gegen beſondere Ver
einbarung die aller anderen Vereine zum jeweiligen
Milimeterpreiſe zweiſpaltig abzüglich 509/0 Rabatt.
Oeffentliche Veranſtaltungen werden nur außerhalb

des Vereinskalenders bekanntgegeben.
J

Ha
Freier Sängerchor. Dienstag abend Uhr am

Ranntſchen Platz zum Pflichtſtändchen. Das Er
ſcheinen aller Sänger wird erwartet. Anſchließend
Vorſtandsſitzung Der Vorſtand.

Arbeiter-Wohlfahrts-Ausſchuß. Dienstag. den
7. Juli, nachm. 5 Uhr: Nähſtube in der Jugendher-

Die hibelungen
Decla-Bioscop-Film der Ufa. Regie: Fritz Lang.
in beiden Theutern der unbeschreibliche Erkolg!

Siegfried
Zweiter Film

Ken Hat

Das Blatt für jeden
Kkommunalpolitisch Interessierten

Unter Mitarbeit der bedeutendsten Kommunaelpolitiker

14 tägig ein Heft 60 Pfennig
Zu beziehen durch:

Volksblatt-Buchhandiong Halle a 8., Gr. Ulrichstr. 27

5.00 8.10derge, Weingärten 21 (ehem. Abdachloſen-Aſyl). 5 30 8 10

Verein Dr. med. r n cher Z 8h i Liebig ereirchet e Kassensffnung 4.0 Dhr. Man beaebte. naeh Mögliehkeit die

glieder frei. e r r AnfarigszeitenNur noch bis Donnerstag! assenö on 4.60 V.
Reichs Jugendliehe haben Zutritt. Jugendliche haben Zutritt. Bezug

bannet Verstärkfes Orchester! Versfärkfes Orchester!
(Bund der republik. Kriegsteilnehmer)

Jnugendabteilung. Montag,Ortsgruppe Halle. den 7. Juli, abds. 8 Uhr, Turn
halle Brunnenſchule (Große Brun nenſtraße): Uebungs
ſtunde. Fernrut 1224

Leipziger Straße 86 Alte Promenade Ha

Fernruf 1224

Für Händler, Kaufleute und
MarkKtlente ist die billigste
Bezugsquelle der direkte

pichler-Pralnen Gefüllte Sctokoiaden

Sangerhausen, Heubäuserztraße 13-15

GeöI Sohoholade e e
ist eins vorsügiiehes Nährmitte). zu vaben in der

t

eim Fabrik Vertreter.

Vertreter:

Max Scharfstädt Die der Beauftragten des ſtädtiſchen
Wohnungsamtes Halle, Fräulein Anna
Margarethe Dobberſtein, ausgeſtellte

Die als vorzügl. bekannten Burkbraun t v z Wo Wunr r Fe
z rechtigt, da nungsamt in TerminenrabriKeate ind gleichfalls am Lager)] vor dem Mieteinigungsamt Halle zu ver

treten und Beſchlagnahmungen, von

Stadt Theater.
Dienstac, adends 7 Uhr
(avalleria rustſcana

Hierouf: 8497
Bajazzo

Mittwoch. abents 7 Vpr:

im i ſinnen
lLederganaschen

ſchwarz und braun
à Paar 7,80 MK.

Wechkelſtr 14b III.

Volkspork
WMorgen, Dienstag, abend 8 Uhr

9. Lommer- Konzert

der Wittekind- Kapelle
verbunden mit einem 8648

Rosen- Abend
t un n un tmunumn n mullig

Bac Witftfexifn d
Pienstag, den 6. Jult I924, abds. 8Uhr, pünkil.

eimnmaliges Konzert des

Kirchliche und weltliche Gesänge.

aDon Rosakenchors m vernne In
Gelststr. 17, Laden95 Sönger in Nationaltracht.

Stacktrelsende
geſucht.
20 Mk. Kapital ver ſtein iſt eine neue gültige Vo

r dem 1. Juli 1924 ausgeſtellt worden.
hr gut. Verdienſt.

Perſ. Vorſt Diens
den 8. Juli vorta Fakliage 9 11 Uhr,

Reſtaurant Sedan. C
Maagadeburg. Str. 23.

h

nungen und Wohnungsteilen auszuſpr

Der Magiſtrat.

Die geſetzliche Miete beträgt vom

d liefert die Schwarzen Brett und im AushängekaſtenBer ungünſt. Vetter im Saale des Zool. Gartens Kleine Inserate fahesche Genossen- zu erſehen.
Eintrittspreis I k. Vorverkauf bei Heinrich Hothan. ſnden hier schafts buchäruckereij Helbra, den 4. Juli 1924.

weiteste h äeeee echt Der Gemeindevorſteher.
Verbreitung

Frauen erwacht!
Fort mit alen Schwindelmitteln,
lassen Sie sich nicht rreführen durch
vielversprechende und prablarische
Angebote. Kaufen Sie keine nutz-
losen, teuren Schwindel mittel
sondern machen Sie einen Versuch
mit meinem anerkannten, auch in
hoffnun gslosen Fällen wirksamen

Spezialmittel.
Wenn Ihnen Regel stockt oder

die monatliche ganz aus-bleibt. ohne Sorge. Ich pelfe und
schütze ihre u. neuenGesundheit. Rettun Lebens-
mut bringen einzig und allein nur

Danksechreiben Ha-schon in der l. Stunde. ben
Sie Vertrauen zu mir und wenden
Sie sich an eine erfahreve Frau,
dann wird auch Ihnen gebolfen und
Sie werden mir ewig dankbar sein.
Garantiert unsehädlieh! Ohne Berufs-

störung.
Diskreter Versand per Nachnahme.

Frau da Röber
frühere Bezirkshebamme,

Hamburg D 844, Peterstr. 68.

M M2

In Heft 10 der „Frauenwelt“. Dieſe Woche neu!
Fordern Sie die „Frauenwelt“ bei Jhrem Zeitungsboten oder in der Buchhandlung

„Volksbiatt-uchnancung“, Halle g. S. nur Grobe Ulrichstr. 27

CURT GROTTEWITZ

onntage eines
CGroßstädters

n er Natur
Ganzleinen 2.25 Marx

Volksblatt Buchhandlung
Halle a. S., nur Gr. Alrichſtraße 27.

——--/j/m-kmöä n
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ihsbuchtdi. Harz 42

Die über wird widerrufen. Dem
macht unter

»Halle, den 4. Juli 1924. 8446

i

Aue Drucksacnen 1. Juli 1924 an 62 Prozent der Friedens
miete. Das Nähere hierüber iſt am

t 3 S r
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Erwerbiboſenunterſtützung,

hat, ſeinen Chor zu beachtlicher Leiſtung heranzubilden.

9 e

Saalkreis.Halle und
Halle, den 7. Juli 1924.

Harteinachrichten.

SPD., Ortsvorſtand Halle.
GHeute, Montag, gbend 8 Uhr findet im „Gewerkſchaftshaus“,
Zimmer 1 a, eine

g Sitzung des Ortsvorſtandesmit den Bezirksführern und -kaſſierern ſtatt. Alle Bezirke müſſen
unbedingt vertreten ſein.

Für Ausgeſtaltung der Erwerbsloſenfürlorge.
Der Bundesvorſtand des Allgemeinen Deutſchen Gewerkſchafts-

bundes und die von ihm zuſammenberufenen Bezirksſekretäre
des Reiches nahmen am 4. und 5. Juli zu einigen dringenden
Fragen der Ewerbsloſenfürſorge wie folgt Stellung:
Die gegenüber der ſchweren Kriſe des Arbeitsmarktes völlig un

zureichenden Einrichtungen der Erwerbsloſenfürſorge und der
Arbeitsvermittlung geben Veranlaſſung, zu betonen, daß Vor-
ſorge getroffen werden muß, um eine größere Einheitlichkeit
zwiſchen Erwerbsloſenfürſorge und Arbeitsvermittlung her
zuſtellen. Die in allen Bezirken des Reiches beobachteten un
erträglichen Härten bei der Zubilligung der

der Nichtunterſtützung
g. Maſſen Erwerbsloſer, machen eine ſchleunige Ablöſung

er bisherigen Verordnung durch ein Arbeitsloſenverſicherungs
geſetz, das ein der Beitragspflicht entſprechendes Unterſtützungs-
recht der Verſicherten gewährleiſtet, notwendig. Bis dahin muß
jedoch verhindert werden, daß die Verwaltungsbehörden wegen
angeblich „mangelnder Bedürftigkeit“ oder weil die Erwerbsloſig-
keit nicht „Kriegsfolge“ iſt, große Maſſen tatſächlich bedürftiger
Erwerbsloſer ohne Unterſtützung laſſen. Die Erwerbsloſen-
unterſtützung muß der notwendigſten Exiſtenzbedingung der Er-
werbsloſen angepaßt und dementſprechend weſentlich erhöht
werden. Die Kurzarbeiterunterſtützung muß wieder
eingeführt werden. Bis zur Schaffung einer geſetzlichen Arbeits
e erurg muß die Erwerbsloſenfürſorge auf Grund der
beſtehenden Verordnung zweckentſprechend ausgeſtaltet
werden, um die dringend nötigen Arbeiten zur Bekämpfung der
Erwerbsloſigkeit zu gewährleiſten.

Dazu gehört in erſter Linie die Schaffung einer ein-
heitlichen Reichsbeitragsgemeinſchaft, um unter
den durch die Kriſe ganz unterſchiedlich betroffenen Bezirken den
notwendigen Ausgleich zu erzielen. Abzulehnen iſt der Ver
ſuch, alle die Erwerbsloſenfürſorge betreffenden Maßnahmen
grundſätzlich nur den Ländern zuzuweiſen. Die Einheitlichkeit
der Erwerbsloſenfürſorge für das ganze Reich darf nicht zerſtört
werden. Da eine Reichsbeitragsgemeinſchaft nicht unmittelbar
durchgeführt werden kann, muß ſofort als Vorſtufe eine aus-
gleichende Gefahrengemeinſchaft für den Bereich jedes Landes-
amtes für Arbeitsvermittlung gebildet werden. Dieſe Regelung
begegnet beſonders in Preitßen ſtarken Widerſtänden, weil das
Wohlfahrtsminiſterium beſtrebt iſt, die Durchführung der Er-
werbsloſenfürſorge unter Ausſcheidung der Selbſtverwaltung der
Beitragsgeber grundſützlich zur Aufgabe der allgemeinen Staats-
verwaltung zu machen. Gegen dieſe Regelung muß ſchärfſte Ver
wahrung eingelegt werden, weil ſie die notwendige Verbindung
zwiſchen Erwerbsloſenfürſorge und Arbeitsvermittlung hindert.

Die Zuſammenfaſſung aller, die unterſtützende und die vor
beugende Erwerbsloſenhilfe betreffenden Aufgaben muß im
Gegenteil beſchleunigt durchgeführt werden. Dieſes kann nur
unter der tatſächlichen und verantwortlichen Mitwirkung der
Vertreter der Arbeitnehmer und Arbeitgeber geſchehen. Hierzu
ſind die Landesämter für Arbeitsvermittlung berufen. Dieſe
ſind zweckentſprechend auszubauen und mit genügend weitgehenden
Verwaltungsbefugniſſen auszuſtatten. Der Verſuch, in Preußen
unter Umgehung der Landesämter Beitragsgemeinſchaften für
den Bereich der Regierungsbezirke einzurichten und den Re
gierungspräſidenten die Durchführung der Erwerbsloſenfürſorge
zu übertragen, muß elehnt werden. Der Bezirk iſt für einen
Gefahrenausgleich zu klein. Verwaltungsausſchüſſe für den Be
reich eines Regierungsbezirks beſtehen nicht. Es muß abgelehnt
werden, ſolche beſonderen Körperſchaften zu bilden, lediglich, um
die nach der Reichsverordnung notwendige Beitragsfeſtſetzung zu
ermöglichen, da dieſe Körperſchaft keine Selbſtverwaltung dar-
ſtellt, ſondern nur z Beitragsfeſtſetzung berufen wäre, ohne
weitere Rechte zu haben. Desgleichen muß abgelehnt werden, die
Beitragsfeſtſetzung für den Regierungsbezirk durch den Verwal
tungsausſchuß irgend eines örtlichen Arbeitsamtes vorzunehmen.

Die Gewerkſchaftsvertreter werden aufgefordert, dahingehenden
Anſuchen der Regierungsbehörden nicht zu entſprechen.

Ein Sängertag.
Das Arbeiter-Sängerfeſt in der Dölauer Heide.

Geſtern fand hier in „Leiſtners Waldhaus“ und im „Heide-
ſchlößchen“ das 32. Bezirksſängerfeſt des Bezirks Halle ſtatt. Die
Veranſtaltung zog außer den etwa 60 erſchienenen Geſangvereinen
mit 2500 Sängerinnen und Sängern viele Tauſende weiterer Be
r Die Heide ſtand daher nicht allein im Zeichen derAr ernger ſondern der Arbeiterſache überhaupt, trotz der

Regenfälle und drohungen. Jn den erſten Nachmittag-
ſtünden hatten ſich die Gewitter und Regenwolken verteilt und

Sonnenſchein ſowie klarblauer Himmel erfreute die
rzen. Möge dieſe ſymboliſche Wirkung ſich auch recht bald

auf die Menſchen und die Arbeiterſache auswirken. Auch das
geſtrige Sängerfeſt wird dazu ſeinen Teil beigetragen haben,
trotz einzelner auf den Mangel eigenen Denkens und auf dema
gogiſche politiſche Verziehung zurückzuführender Nebenerſchei-

en.
Jn den Vormittagsſtunden fand in den beiden Feſtlokalen das

Wertungsſingen vor Berliner und Leipziger Kritikern ſtatt,
deſſen Ergebnis allen Sängern und Sängerinnen in gedruckter

oſchüre zugeſtellt wird und zweifelsohne zur weiteren Hebung
der Sangeskunſt im Dienſte der Arbeiterbewegung helfend bei-
tragen wird. Das geſtrige Eingzelſingen zeigte bei faſt allen
Vereinen erhebliche Fortſchritte ſeit den letzten Bezirksfeſten, was
geſagt werden muß, ohne den Urteilen der Kritiker vorzugreifen.
Nachmittags wuchs die Beſucherzahl in ſo erheblichem Maße an,
daß trotz der weiten Räume und ausgedehnten Gartenanlagen
viele Tauſende ohne Sitzplätze waren und die Heide einem einzigen
großen Volksfeſte glich. Auch das geſchäftliche Leben an den zahl-
reichen Verkaufsſtänden, deren Jnhaber trotz aller Zeiten Nöte
auf die Rechnung kamen, erhöhte dieſen Eindruck. z

Die Sangeskunſt kam hierbei freilich außer dem Maſſenchor-
geſang der G. A. Uthmannſchen Werke: „Empor zum Licht“,
„Mein Lied“ und „Tord Foleſon“, die von Tauſenden Männer-
kehlen kunſtgerecht und wuchtig weithin erſchallten, und einem
Maſſengeſang der Frauenchöre weiter nicht mehr zur Geltung.
Dagegen hielten Spiele, muſikaliſche Darbietungen ſowie für die
Jugend veranſtaltete Tänze in mehreren Sälen, die Beſucher bis
in die ſpäten Abendſtunden zuſammen.

Am Sonntagnachmittag fand im „Volkspark“ ein großes
Geſangskonzert der „Lichtſchen Chöre“ aus Leipzig ſtatt. Etwa
200 Sänger folgten dem Taktſtock des Dirigenten, der es a et

en
Chören wurde der wohlverdiente Beifall. Wir hätten ihnen
größeren Zuſpruch gewünſcht. Es iſt aber verſtändlich, daß in
folge der großen Veranſtaltung des Arbeiter -Sängerbundes die

zgroße Maſſe des ſangesliebenden Publikums dorthin abgeſtrömt
war.
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man im Betriebe laut und anhaltend gelacht.
proteſtiert die KPD.

Zyweſſes Blatt.
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Skandaiſzenen auf der haiſchen Kennbahn.

Falſche Zahlen am Toto.
Es hat in Deutſchland lange keinen Rennbahnſkandal gegeben

falls man nicht den Ludendorff-Rummel auf der Halliſchen Renn
bahn am 11. Mai als ſolchen betrachten will. Am Sonnabend end
lich hat unſer liebes Halle auch in dieſer Beziehung den Vogel ab
geſchoſſen. Es iſt bekannt, daß leider auch viele kleine Leute
durch Rennwetten ihre Armut zu verbeſſern ſuchen, ganz abgeſehen
von Bourgeois und den berufsmäßzigen Wettern, die aus dem Wett-
geſchäft ein behagliches Daſein mit Auto und Villa ziehen. Dar-
über brauchen wir heute kein Wort zu verlieren, wir werden das
bei andexer Gelegenheit tun. Wir erfüllen jedoch unſere Pflicht
der Oeffentlichkeit gegenüber, wenn wir auf die Zuſtände auf der
Halliſchen Rennbahn aufmerkſam machen, die am Sonnabend zu
Lärmſzenen auf dem Totaliſator führten. Schon die beiden erſten
Rennen brachten ſehr niedrige Gewinnquoten, nämlich 10:11 und
10:12 (das heißt für den Nichtkenner, daß auf einen Einſatz von
10 Mk. die Summe von 11 bzw. 12 Mk. gezahlt wird). Beim
dritten Rennen wird auf den Sieger zu allgemeiner Ueberraſchung
wieder nur 10:12 gezahlt. Das ſchlug wie eine Bombe ein: Die
Berufswetter als gewiegte Fachleute ſchlugen Heidenlärm, pro-
teſtierten und wieſen nach, daß die Quote mindeſtens das vier-
fache der gezahlten betragen müſſe. Und tatſächlich: die Renn-
leitung gab die Richtigkeit der erhobenen Beſchuldigungen zu und
ließ nachträglich die Quote 10:36 auszahlen. Form und Jnhalt
der erhobenen Beſchuldigungen wollen wir aus verſtändlichen
Gründen nicht wiedergöben. Es war eine Muſterkarte von Be
leidigungen allerſckwerſter Art, denen die Rennleitung noch zu
antworten hat. Doch das iſt ihre Sache. Jedenfalls wurde die
entſtehende Verwirrung von einer Anzahl Rennplatzhyänen dazu
benutzt, von den Kaſſiercrn betrügeriſch Nachzahlung zu verſangen.
Das hatte zum Schluß eine derartig turbulente und abſtoßende
Lärmſzene zur Folge, daß

die Polizei den Platz gewaltſam räumte.
Mebr oder weniger im Zuſammenhang mit dem Sonnabend-
Skandal hat inzwiſchen hier ein Buchmacherſtreik eingeſetzt. Die
Buchmacher liegen mit der Rennleitung ſeit geraumer Zeit in
heftiger Fehde, die nunmehr in erhbitterter Form ausgetragen
wird. Man hatte die Buchmacher. denen geſetzlich ein angemeſſener
Platz einzuräumen iſt, bis ang ſo gut wie abgeſperrt gehalten.
Beim geſtrigen Rennen hatten ſie den Betrieb eingeſteſſt. An
ihrem Stande, den man allerdings tatſächlich als unwürdigen
„Vogelkäfig“ bezeichnen muß, hing eine entſprechende Be
kanntmachung.

e

Wir ſind an der Beendigung dieſes Rennbahnkrieges nur be-
dingt intereſſiert. Die Stadt Halle dagegen iſt um einen zweifel
haften Ruhm reicher.

Ferienwoche über das Arbeiterbilädungsproblem.
Unter den. vom Reichsausſchuß für ſozialiſtiſche Bildungsarhbeit

veranſtalteten Ferienfurſen beſchäftigt ſtch einer mit dem Thema:
„Das Arbeiterbildungsproblem“. das nach folgenden Geſichts
punkten behandelt wird:

1. Das Pro etariat als Ohbjekt der Bildungsarbeit: a) Not
wendigkeit der Arbeiterbildung und der proletariſchen Erziehung.
b) Maſſenbildung oder Führerbiſdung? Spezialiſierung der
Bildungsarbeit nach verſchiedenen Typen: Führer und Funk-
tionäre, Männer und Frauen, Erwachſene und Jugendliche,
Stadt und Landbewohner.

2. Gegenſtände proletariſcher Bildungsarbeit: Fochwiſſen
oder Allgemeinwiſſen? b) Hiſtoriſches Denken und Wiſſen als
Ausgangspunkt. Der Entwicklungsgedanke in Natur und Ge-
ſellſchaft. c) Wirtſchaftliche Gegenwarts- und Zukunftsaufgaben
in der Bildungsarbeit. d) Ethiſche Erziehung.

3. Methoden proletariſcher Bildungsarbeit: a) Notwendigkeit
einer Pſychologie des Proletariats. b) Bildungsvermittlung un
mittelbar durch Schauen und Hören: Wanderungen, Vorträge,
Arbeits gemeinſchaft uſw. c) das geſchriebene Wort als Vildungs-
vermittler: wie lieſt man eine Zeitung, eine Broſchüre, ein
Buch? d) Die Bildungsarbeit der proletariſchen Organiſationen,
kritiſch und programmatiſch betrachtet.

Der Kurſus findet ſtatt in Hildesheim in der Zeit vom
27. Juli bis 1. Auguſt. Leiter des Kurſus iſt der Genoſſe
Eng.elbert Graf (Stuttgart), der Leiter der Bildungs-
zentrale des Deutſchen Metallarbeiterverbandes. Die Stadt
Hildesheim mit der Nähe des Harzes bietet einen geeigneten
Rahmen für den Kurſus, der Erholung mit geiſtiger Vertiefung
verbindet. Beſonders den in der Bildungsarbeit, in der Hinder-
erziehung und Jugendbewegung ſtehenden Genoſſen und Ge-
noſſinnen wird er reiche Anregungen bieten. Die Teilnehmer-
gebühr beträgt 10 Mark. Außerdem iſt dafür geſorgt. daß die
Teilnehmer ſo billig als möglich untergebracht und vervflegt
werden. Anmeldungen ſind zu richten an den Reichsausſchuß für
ſozialiſtiſche Bildungsorbeit (R. Weimann), Berlin SW ES8,
Lindenſtraße 3.

TCelegrammſchwindel Rabarettwitze.
Die KPD. verſucht hinter einem furchtbaren Theaterdonner ihre

im Stadtparlament verzapften Torheiten zu verbergen. Sie be
pflaſtert jetzt die Miniſterien mit einer Fülle von Telegrammen,
die von den „ſchärfſten Proteſten“ nur ſo ſtrotzen. Jn der Haupt
ſache „tötet“ man den Genoſſen Severing. Wie dürftig in Wahr-
heit die „kochende“ Seele wallt, zeigt folgendes: Der „Klaſſen-
kampf“ läßt u. a. auch die Firma Mohr ein dickes „Belegſchafts-
telegramm“ verſenden. Wir ſtellen dazu feſt, daß ein ſolches
von der Belegſchaft überhaupt nicht beſchloſſen
iſt! Wohl ſand eine Belegſchaftsverſammlung ſtatt, in der die
Stadtverordnetenfrage diskutiert und allgemein das Buſſeſche
Verkbalten kritiſiert wurde; auch unſere Genoſſen ſagten ihre
Meinung zu der neueſten kommuniſtiſchen Torheit. Die Verſamm-
lung kam jedoch zu keinem Ergebnis. Vom Severing-Erlaß war
gar keine Rede. Am anderen Tage fand dann unter Ausſchluß
der Oeffentlichkeit eine „Verſammlung“ der KPD. Fraktion
ſtatt, an der ein gutes Bäckerdutzend teilnahm. Die von dieſer
„Körperſchaft“ angeblich verfaßte Reſolution wurde an den
„Klaſſenkampf“ weitergegeben. Als das Ding anderntags im
„Klaſſenkampf“ als Beſchluß der „Geſamthelegſchaft“ prangte, bat

So „machtvolf“

Auch die Krankenkafſe darf bei dem Proteſtrummel nicht
fehlen. Ein Weilchen hatte dort Rube geherrſcht. Seit man aus
ihr jedoch die kommuniſtiſche „Stadtratsplantage“ gemacht hat
(böſe Zungen behaupten die ganze „Jntelligenz“ der KPD.Stadt-
verordneten ſeien die Hrankenkaſſenangeſtellten) leidet man an
Größenwahn. Man berief eine „Verſammlung“ der „Belegſchaft“
ein, hielt vor den hinkommandierten braven KPD.Leuten ein
„Referat“ und verzapfte die übliche Reſolution. Alle Anweſenden
ſtimmten wie bei dem bekannten dort herrſchenden Terror be
greiflich „dafür“. Jnnerlich grinſten viele, denn man tagte
ja nicht, wie man ſonſt immer von andern verlangt, im
proletariſchen Lokal, ſondern man ging in die „Rakete“!
Das Kabarett iſt für derartige Mätzchen tatſächlich der richtige
Raum!

Nationaler Edelmut, oder Bei den Frühkonzerten in
Bad Wittekind verkaufte bislang der einzige von der Direktion zu
gelaſſene Zeitungshändler neben den Leipziger Neueſten Nachrichten
der Halliſchen Zeitung“ und anderen völkiſchen Preſſeerzengniſſen
als linkeſtes Blatt den demokratiſchen Mitteldeutſchen Kurier“.
Schon die TatſacheVerwaltung fordert zum Proteſt
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Handhabung nicht einmal in reinen Privatbetrieben üblich iſt, in
ſtädtiſchen Betrieben aber zweifellos eine Brüskierung weiter
Kreiſe der Einwohnerſchaft bedenten muß. Das Lieblichſte aber iſt
nun, daß nicht einmal der demokratiſche Mitteldeutſche Kuürier“ mehr
verkauft werden darf! Einige Helden von nationalen Ordnüngé-
block hatten an ihm das vorgeichriebene Aergernis genommen.
Das iſt eigentlich ſeltſam, zumal man doch geſtern noch auf der
gemeinſamen Liſte ſtand! Die nationalen Herren knöpften ſich den
Zeitungsverkäufer ein armer Sindierender vor und vereinbarten,
mit ihm, daß er gegen regelmätzige Empfangnahme einer Ab-
findung von 10 Mk vöchentlich den „Mitteldentſchen Kurier“
nicht mehr verkauft. Das Geld zahlt die Halleſche Zeitung“
aus. natürlich nicht etwa, um damit Schmutzkonkurren; zu treiben,
ſondern nein dieſe Menſchenliebe um das akademiſche Stud.um
dieſes Zeitungsmannes zu fördern! Dieſer neue Beweis deutſch
nationaler „Nibelungeutreue“ berechtigt zu den weiteren ſchönſten
Hoffnungen für die Beteiligten am nationalen Ordnungsblock. Merken
die zum ſoundſovielſten Male genasführten Demokraten noch immer
nicht, woher der Wind weht?!

Das Sammelunweſen. Große Kreiſe der Bevölkerung leiden
Not. Das hat zu Sammlungen aller Art geführt, die öffentlich
genehmigt und für gute Zwecke waren. Wir erinnern da nur an
Altershilfe und die Deutſche Jnvalidenhilfe, die heute noch ſort-
beſtehen und erfreuliche Förderung durch alle Bevpölferungs-
ſchichten erfahren. Andererſeits hat ſich aber eine Anzahl ſchabiger
Gauner die Not und Gebefreudigkeit zu Nutze gemacht, indem ſie
mit der größten Unverfrorenheit, auf eigene Rechnung
allerdings, mit erſchwindelten oder ſelbſtgemachten Ausweiſen
ſammeln. Neben dem Deckmantel der Alters- und Jnvaliden-
Sammlung floriert natürlich das, Sammeln fur „natice-
nale Zwecke. Da öffnen ſich die Beutel urch weiter, und die
Schepindler führen ein Herrenleben. Die ſchwarzen Sammler
treten bereits mit ſolchem Eifer auf. daß ſich die „nationgalen“
Zeitungen veranlaßt ſehen, vor ihnen zu warnen. Will mwan ſchon
geben, dann nur an zuver läſſige Stellen. Man prüfe jede Liſte
genau, auch dahin. ab volizeiliche Genehmigung vorliegt! Dann
kann es nicht rorkommen, daß bei einer vhlkiſchen Feier in der
„Sagolſchloßbrouerei“ bei der m. a. bereits gegen das Abhſingen
kommuniſtiſcher Lieder das Ueberfallkommando eingeſetzt wurde
Geld unter dem ausdrücklichen Hinweis darauf geſammelt wird,
daß cs für die Altershilfe ſei. Bis heute iſt der Altershilfe
von einer ſolchen Sammlung nichts bekannt, auch iſt von den reich
ſichen Spenden nicht ein einziger Pfennig abgeliefert
worden. Gerade der „nationgale“ Rock iſt meiſt nur ein
ſchlechter Deckmantel für dunkle Zwecke geweſen. Halle kann
ſeit einiger Zeit davon genug Lieder ſingen!

Rückgang des Fremdenverkehrs. Nach Mitteilung des Statiſti-
ſchen Amtes ſind in den hieſigen Gaſt- und Logierhäwern im Juni 1924
5496 männliche und 928 weibliche, zu'ammen 6426 Foemde abgeſtiegen.
Im Juni 1923 waren es 64832 männliche vnd 1704 weibliche zu
ſammen 8186 Fremde im Juni 1914 8673 männliche und 1253 weib
liche, zuſammen 9925 Freirde.

Das Mieteinigungsamt und die Beſchwerdeftelle dürfen, wie
der Amtliche Preußiſche Preſſedienſt einem Rechtsentſcheid des Kammer
gerichts in Mietſchutziachen entnimmt. dem Wohnungsamt durch einſt-
weilige Anordnung unterſagen, ſeine Verfügungen vor eingetreteuer
Rechtskraft zu vollſtrecken. Das bedeutet, daß die Tätigkeit der
Wohnungsämter immer mehr erſchwert wird.

Pilzbeſtimmung und -Veratung. Die zur Verwertung der Pilze
im Haushalt und in der Tierhaltung ſowie zur Verhütung von Pilz-
vergiftungen im Baktcriologiſchen Jnſtitut der Landwirtſchaftskammer,Hale, Freiimfelderſtr. 68. eingerichtete Pilzberatungsſtelle ſteht den

Händlerk. und dem pilpommelnden Publikum wochentags von Z.
10 Uhr zur Verfügung. Vor dem Genuß ſolcher Pilze, die nicht n
aller Beſtimmtheit als eßbar bekannt ſind. wird erneut gewarnt. Die
Händter haben bei Vermeidung ſtrafrechtlicher Folgen die Pflicht, alle
Pilze vor dem Feilhalten auf hre Art und Beichaffenheit eingehend
zu unterſüchen, denn nicht nur der Genuß giftiger, ſondern auch zu
alter, bereits in Zerfetzung befindlicher, an ſich eßbarer Schwämme
kann erhebliche Geſundheitsſtörungen hervorrufen.

Schulgedenkfeiern für Fritz Reuter. Am 12. Juli jährt ſich
zum 5. Male der Todestag Fritz Reuters. Der zuſtändige Wkiniſter
ordnet deshalb an, daß an dieſem oder au einem anderen Tage vor
oder nach den Sommerferien in allen Schulen in geeigneter Weiſe
des Dichters gedacht wird.

Die Feuerwehr als Mädchen für Alles! Sonnabend vor-
mittags brach an einem Mehlwagen Ecke LudwigWucherer- Reilſtraße
die hintere Achſe, ſodaß der Wagen auf das Straßenbahngleis zu
liegen kam. Die Feuerwehr wurde zur Beſeitigung des entſtandenen
Verkehrshinderniſſes herbeigerufen. Es war hierdurch eine Verkehrs-
ſtörung entſtanden. Am Vormittag wurde die Feuerwehr nach
dem Grundſtück Kl. Wallſtraße 7 zur Hebung eines Pferdes herbei-
rufen. Da ſich das Pferd nicht auf den Beinen halten lkonnte, mirßte
es an Ort und Stelle abgeſtochen werden.

Am Selbſtmord gehindert. Sonntag gegen 5 Uhr morgens
verſuchte ein 20jähriges Mädchen ſich in ſeibſtmörderiſcher Abſicht
von der Schieferbrücke in die Saale zu ſtürzen. Von zwei hinzu
lommenden Männern wurde ſie aber hieran gehindert und dem
Polizeirevier zugeführt und ſpäter von ihrer Mutter abgeholt.

Hhaliſches Theater und Run ſeben.
Stadttheater. Heute, Montag, 724 Uhr. zum erſten Male in

dieſer Spielzeit: „Nathan der Weiſe“. Dienstag zum ſetzenmal:
„Cavallerig ruſticang“ und „Bajazzo“. Mittwoch: „Katja, die
Tänzerin“. Donnerstag: „Peer Gynt“.

Löbejün. Kommuniſtiſche Harlekine. Jn unſerem
Bericht über die letzte Stadtverordnetenſitzung war zu leſen, daß
die hieſigen Kommuniſten, entgegen den Beſtimmungen des
kommuniſtiſchen Exerzierreglements bereit waren, poſitive Arbeit
auf dem Rathauſe zu verrichten. Sie leiſteten willig ihre Unter
ſchrift unter die von der Regierung verlangte Erklärung. Hinter-
her ſchienen ihrem örtlichen Okerhäuptling doch allerlei Bedenken
gekammen zu ſein, weshalb er ſich nach dem Rathanſe bemühte
und ſich dört eine Abſchrift von den Bedingungen machte und
erkiärte daß das Schreiben mit den geleiſteten Unterſchriften
vorläufig nicht abgeſandt werden ſollte. Mit einer Abſchrift der
Bedingungen begab ſich Röber nach dem halliſchen Bezirks-
kommando nach der Lerchenfeldſtraße, um ſich dort nach den aller
neueſten Jnſtruktionen zu erkundigen. Jnzwiſchen hat man inleitenden Kreiſen der KPD. zum Hundertſtenmal umgelernt und
iſt zu der Einſicht gekommen, daß mit ſolch albernen Farereien
der Weltrevolution nicht gedient ſei, noch viel weniger den Inter
eſſen der Arbeiterſchaft. Die Anweiſung muß ranz im Gegen-
teil gelautet haben, wie ſie die ScholemFiſcher Zentrale vor
einiger Zeit noch als richtig angeſehen hat, denn Herr Röber
erſchien wieder auf dem Rathaus und bat, das Schreiben mnge
nunmehr nach Merſeburg abgeſandt werden. Die Löbejüner
Kommnniſten warten nunmehr ſehnſüchtig auf ihre Beſtätigung
und bilden ſich anſcheinend tatſächlich ein, daß ſie von vernünftig-
denkenden Arbeitern noch ernſt genommen und als wahrhafte
Arbeitervertreter angeſehen werden.

Wallwitz. Grabſchändung als völkiſches Kampf
mitt el. Völkiſche Schießübungen ſind bekanntlich zur Stärkung
der Volkskraft nnentbehrlich. Eine Anzahl hieſiger völkiſcher
Schützen betätigten ihre „Vaterlandsliebe“, indem ſie das Grab
kreitz eines armen ruſſiſchen Kriegsgefangenen (er kann ſich ja
nicht mehr wehren!) als Zielſcheibe benutzten. Dabei zerſchoſſen
die Rohlinge eine dahinterliegende Grabtafel. Die Grabder W n nur eines Händlers ſeitens der ſchän dung als politiſches Kampfmittel iſt dieſen Helden vor

eraus, da eine derartige einſeitige! behalten geblieben.
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Nichtbeſtätiguihrer Stadträte fort und waren der Sitzung i Werngetichen Ein

anträge hierzu lagen reichlich T unſerer

Aus Ger Provinz.
Reicsdanver 5Owarz-Rot-Goſa.

Zur Berfaſſungsfeier am 10. Auguſt 1924.
Alle Vereinigungen, die auf dem Boden der Weimarer Ber

faſſung ſtehen, werden dringend gebeten, zum 10. Auguſt
keine beſonderen Veranſtaltungen, gleichviel welcher
Art, anzuſetzen. Vielmehr bitten wir alle uns naheſtehenden Ver

einigungen, mit an unſerer
Verfaſſungsfeier des Gaues in Halle

teilzunehmen. Beſondere Einladungen und Fragebogen über die
Teilnahme werden in den nächſten Tagen verſfandt. Programm
wird gleichfalls bekanntgegeben.
Schon heute bitten wir alle Freunde unſerer republikanſſchen
Reichsverfaſſung, in allen Orten des Gaues Halle
(Regierungsbezirk Merſeburg), ſich Fahnen zur Schmük-
kung der Häuſerzu beſchaffen. Die Stoffe werden meiſt
in einzelnen Streifen beſchafft und zuſammengenäht werden
müſſen. Wer eine zur Schmückung der Häuſer geeignete Fahne
fertig kaufen will, kann ſich wegen Anweiſung einer billigen
Bezugsquelle an uns wenden. Es iſt uns möglich, eine Fahne aus

haltbarem Stoff, 4 Meter lang, 114 Meter breit, zum Preiſe von
18 Mk. an zu vermitteln. (Kleinere Größen ſind entſprechend

villiger.) Auf Wunſch wird auch nur der Stoff geliefert. Weitere
Bekanntmachungen und Hinweiſe werden folgen. Um ihre all

ſeitige Beachtung wird gebeten.

Nit Frei Heil!
Der Gauworſtand Halſe.

Harz 42/44. Fernſpr. 1029.

Völkiſche Rommunalponitik.
Sitzung der Delitzſcher Stadtverordnetenverſammlung.

Die Kommuniſten ſetzen ihren Proteſt wegen nung

fache Politik! Der Hauptpunkt der Tagesordnung (Beratung des
Haushaltplanes) nahm drei Stunden in Anfpruch. Abänderungs

S und der ſotahlhelm“ dominiertgerae Arbeits gemeinſchaft vor. Dervorläufig noch in der Arbeitsgemeinſchaft. Wie nicht anders zuerwarten, wurden unſere ſämtlichen Anträge niedergeſtimmt, 4

wohl ſie T unſeren Vertretern wirkungsvoll begründet wurden
und im meinintereſſe lagen. Aber die Steuerſchraube ſollmöglichſt r er gehalten werden. Wir ſind die Letzten, die etwas da
gegen einzuwenden haben, ſolange es ſich um wirklich überflüſſige
Dinge handelt, wie z. B. Mittel für Schützenfeſte u. dal. Wenn 3

es aber um ſo notwendige Dinge, wie Mittel für Hauswirtſchafts
Lernmittel, Straßen und Wohnungsbau geht, und man

iecht, wie alles mit und leeren Redensarten abgelehnt wird,denkt man mit Schrecken an die von vielen prophezeite Jndu
ſtrialifierung der Stadt. Man hört Gemurmel von weitausſchauen
der Kommunalpolitik nach dem Motto: Nach uns die Sintflut!

Was ſoll man beiſpielsweiſe dazu fagen, wenn der „bekannte“
praktiſche Arzt Stadtv. Dr. Kurzhals die Errichtung eines Kinder
heims als Quark begzeichn

zu habe

zugreifen, wurde nur durch da

et? Derſelbe Herr ſcheint den Ehrgeiz I
n, ſich als „Pnfant terrible der Arbeitsgemei ft aus

Genoſſen Buhle tätlich anArie Sein Verſuch,
s Dazwiſchentreten einiger Stadt

verſtehen.r Man kann ja den er wenn erein m daß ihm Arbeitervertreter e nur in kommunal-
voliti n auch in mancher anderen Beziehung geiſtigrege e e r ſei r en ner r zu ziezu ſtarker Tabak. Recht ig berihrie die Behandlung des

e Auf Anfrage B. Fraktion erklärte der

ſondern müß
oder aber es

ermeiſter, daß der beſchloſſen habe, das geſamteger eweſen e Kreiſe zu rin weil letzterer nach derWeg x Ker ordnung über licht der Träger der a e
er Mit Recht kritiſierte Buhle den Beſchluß de
ſtrats als Prei e eines Stücks der Selbſtverwaltung nd
die Gefahrem auf, die ſich für die Stadt daraus ergeben. Grdaß dem Kollegium eine diesbezügliche Vorlage zugeht. Die
Deckungsfrage wollte der Magiſtrat durch die Erhebung von
150 Prozent Grundſteuer, 400 Prozent GewerbeErtrags und800 e u t ztion ſtellte ntrag, an Grundſteuer r a e e,475 Prozent g. und

apitalSteuer zu erheben. Der Antrag fiel.us ſprache Sute ſ ſich der St Dr. Erneſti
der Arbeitsgemeinſchaft, dem die Ausführungen des Genoſſen

die von der Gemeinde feſtzuſetzenden Prozentſätze finden
auf das Einkommen, nicht auf den Umſatz Anwendung, durchaus
nicht einleuchten wollten, vom Bürgermeiſter eine wohlverdiente
Abfuhr. Recht naiv meinte der Herr Doktor: wenn der Etat be
reits im April genehmigt wäre, könnten die Beamten und An-
geſtellten m nicht die jetzt erhöhten Gehälter bekommen,

ch mit den im Etat ausgeworfenen n,
t te eben wieder abgebaut werden. Beamtenver-

2

treter, was ſagt Jhr nun? Der Magiſtratsantrag wurde ſchließlich

ſichtslos Gebrauch gemacht hat.

bindung getreten.

vorſtand haben ſich für den Neubau einer Schule eingeſetzt

mit 8 g 3 Stimmen angenommen. Die ablehnende Haltungx Frattion bei der Abſtimmung über den Geſamtetat be
gern dete Genoſſe Schwahn damit, daß die Arbeitsgemeinſchaft auch x

dem kleinſten fortſchrittlichen Antrag von ihrer Mehrheit rück
Nur bei einigen Anträgen ſtimm

ten einige Vertreter der Arbeitsgemeinſchaft mit unſeren Genoſſen.
Die Feſtſetzung der Feld und Wieſenpächte erfolgte debattelos.

Wegen Uebernahme des Werkhſtättenteiches als ſtädtiſches Familien
bad iſt der Magiſtrat mit der Bahnverwaltung bereits in Ver-

Merſeburg. Jn der Saale ertrank die 18jährige Erna
Kröſe von hier. Das Kind, ſonſt eine gute Schwimmerin, hat
offenbar einen Herzſchlag erlitten.

Neu-Röſſen. Die Baufrage ſpielte in der letzten Zweck
verbandsſitzung eine erhebliche Rolle. So beſchloß man in Aus
führung des Geſetzes über Verwendung der Hauszinsſteuer, vor-
behaltlich der Zuſtimmung des Landratsamtes. 25 000 Mk. Hypo
theken für Wohnungsbauten zu vergeben. Die Summe verteilt
ſich auf 11 Wohnungen. Es ſind nur ſolche Bewerber berückſichtigt
worden. die Gewähr für Durchführung des Baues bieten und die
Finanzierung bis zur Fertigſtellung nachgewieſen haben. Auch
wurde beſchloſſen, Beamtenwohnhäuſer in der Leunagſiedlung in
dieſem Jahre fertigzuſtellen. Die Gemeinde Leuna wie der

wird die Notwendigkeit einer neuen Schule allſeitig anerkannt und
der beſchleunigte Bau derſelben mit zwei Klaſſenräumen ein
ſtimmig beſchloſſen. Die dem Ortsausſchuß für Jugendpflege an
geſchloſſenen Jugendgruppen und verbände bitten um Errichtung
eines Arbeitsraumes. Die Verſammlung veſchließt. daß die

Baracke hinter dem Gemeindehaus in Röſſen zur Verfügung ge-

einer wirkungsvoll en

ſtellt werden kann. Dem Turn und r NeuRöſſen wird
eine einmalige Unterſtützung von 800 Mk. gewährt. Die Baukommiſſion wird, da ſie ſeit längerer Zeit kaum noch in

getreten iſt, aufge Gold Stghlhel JDeli „Schwar ot Gold contra Sta el m.eſige Ortsgruype des
nimmt dieer F e i zu der V s mteten klärun ie eStahlhelmGeiſtes, e du durch ehe m für den Bundims Stellung.

ſchon treffend ſelbſt n Vut e
durch einige

eit

Reichsbanners in der Zeitung

likanerne ehenur von für das Reichsbanner wurde.en Se e h per e Behrwolf. Das zur Genüge
Sunmns deutlich e derWerroi heuer e e Zeitu

brachte dieſe r r aller,eder S t nvahieaßich r. 4 iſt, daß nur recht oft vonnationaler Ehre“ uiy di 3 i Ach ihr armen S e
wie werdet ihr für dumm verkauft. Wi wird eswohl dauern, bis baräber ein Seifenfieder

Silezburg. Schw Schade t das hier niedergega ea n den Sr re Pprde beſchädigt ſchlimm
wurde z e Anzahl e re t

lt. enbar der Sturm ſichwurze er Doberſchützer Wer ging ha e nieder, viele Dächer ſind
rnſteine zum giiirit Die Landſchw igt und dieS Dobberf r war für den Verkehr er da die

Kolonne v

Auf den

in dem geſtürzten Bäume erſt durchSolſſauein bei Sekte geräumt werden mußten.

zurzeit noch nicht zu überſehen.

e Pech beim hatten ſechs Eilenburger, dieeiche einen ver e en Fiſchzug r haben.dorfer

Kind das nicht verſteckte ufgeDie ken Wo e r auf de Lauer und ghe e
en, der prompt die fünf anderen angab. Es taugt eben nicht jeder

zu Arbeit.
Vockwitz. Maſchiniſten und Heizer! e n 13

Senftenberg des Zentralverbandes der Maſch a maalle Kollegen und genoſſen darauf e 5 rer
führer Kollege Watte (Bockwitz) am 31. Munſerer Organiſation geſchieden iſt, und infoigede er en e

Bockwitz auſgelsſt iſt. Alle Kollegen und Berufsgenoſſen, die

haben, wenden unter
tellee an unſerer Beru r
ngabe ihrer genauen Adreſſe an die Bezirksleitung 18 Senftenberg,Srbehnſttage Siedlung Nr. 24. Alles weitere folgt in kürzeſter

Der Spaltpilz und ſeine Folgen ſind
an dieſer Stelle wiederholt betrachtet worden überall da, wo dieSäugkinge mit ihrem mißtönenden Gebrüll jede bergün-

tige Stimme übertönten, machen ſich die „Gelben“ als Nutznießer
breit, und auch bei uns im Ländchen iſt die Direktion der „Bubiag“mit Hilfe der KPD.Taktik und ihres eigenen Terrors in der
Lage, eine freigewerkſchaft liche Kandidatur für die
r e verhindern. Die ungerechtfertigtenAngriffe 3 en Bergarbeiterverband und ſeine Lei-tung 3 S v ver chten Aktionen der KPD. haben das Ver-

trauen der Hſt gewerkſchaftlichen Organiſation 6
e den und ionskraft geſchwächt. Dadurch iſtfen. den der allſeits ebte Herr DirektorSie e n e DerWer ſent Arbeitsſtelle behalten will, muß, dem Drucke folgend,

Werkvereinsmitglied werden. Bei der Aufnahme wird alein faſt feierliches Gelübde gefordert, wonach ſich der Auf
zunehmende in keiner Weiſe freigewerkſchaftlich betätigen darf,
andernfalls ihn der Bannfluch trifft. Auf dieſe Weiſe hat die
fromme KPD. es tatſächlich geſchafft, ihre f ren Mitläufer
z Werkvereinlern umzutaufen. Erfreulich iſt jedoch, daß eine

nzahl alter Genoſſen ſtandhaft geblieben ſind. Auf die uer
wird die „Bubiag“ den Kampf z egen uns nicht durchhalten, zumal
Gedanken zollfrei ſind! Auch die Bäume der „Bubiag“-Di-
rektion werden nicht in den Himmel wachſen!

Grünewalde. Die Gemarkungen der einzeknen Ge-
meinden und deren Begrenzungen dürfte, wie allgemein in den
Gemeinden, auch hier nur wenigen Gemeindemitgliedern bekannt
ſein. Da die Oertlichkeitsbezeichnungen und deren a auch
den Mitgliedern der Gemeindevertretung zum großen Teil un-
bekannt ſind, ſoll eine Begehung der meindeflur durch das
Kollegium der Gemeindevertretung erfolgen. Jn früheren Zeiten
beſtand der liebliche rarg bei z alljährlichen feierlichen
Grenzabſchreitung eine an allen ſchwierigenGrenzpunkten eine u eure rig bekamen. Denn, ſo
kalkulierten unſere Väter, „die Ohrfeige und die Stelle, an der
er ſie bekam, vergißt er ſein Lebtag nicht wieder!“ So weit wird
hoffentlich unſere Gemeinde nicht gehen!

Grünewalde. Die nächſte Gemeindevertreter-
ſitzung findet am Sonntag, dem 13. Juli, nachmittags3 u im bekannten Lokal ſtatt. Die Oeffentlichkeit hat freien
Zutri

Mückenberg. Zu den bisherigen Entilaſſungen ſind
h noch weitere erhebliche Entlaſſungen von Arbeitern und

ten auf den umliegenden Kohlengruben und dem EiſenWe erfolgt.
Kelbra. Roßtäuſcherpolitik. Unſere Erwiderung auf

den in der bekannten lieblichen Tonart gehaltenen „Klaſſenkampf“
Artikel hat bei dem betreffenden KPD.- Schreiber offenbar entſetz-
liche innere Verheerungen angerichtet. Das ändert jedoch nichts
an der Feſtſtellung, daß die Politik der KPD. Kelbras von überaus
r oder keinem Verantwortungsgefühl zeugt! Es iſt erfreu-
ich, daß wenigſtens einer ihrer führenden Köpfe, nämlich der ehe

malige Kartellvorſitzende Rautenkranz, erkannt hat, daß die
Putſchtaktik der Moskaujünger zum Elendführen muß! Er hat ſich daher in ſeiner Taktik von der derP. Genoſſen wenig unterſchieden. Für dieſe Erkenntnis iſt er

aus der Partei der Ausgepfiffenen ausgeſchloſſen worden. Es
wäre daher ratſam, wenn auch die übrigen Helden ein wenig Ein-
kehr hielten und über ihre phraſenhaften Verſprechungen nach-
dächten, die ſie gelegentlich der Erzwingung der Neuwahl machten
Das trifft beſonders die lieben Freunde Held und Gerlach. Das
„Pfeifen“ auf die Geſetze iſt offenbar nicht ganz leicht geweſen!Auch dabei macht man ſich lächerlich, trotz der Phraſen, mit denen
man unſere Genoſſen herabzuwürdigen verſuchte. Wo bleibt die
Antwort auf die Frage: „Wie ſtehen Eure Taten zu den Worten?“
Nichts von Grundſatz und dergleichen! Alles verkriecht ſich, auch
der brave Federfuchſer, hinters Geſetz. Allerdings gibt es für Kom-
muniſten kein Geſetz. Dabei haben ſie dieſelben Steuern bewilligk,
die die breiten Maſſen belaſten, und trotzdem wollten ſie jetzt noch
Stimmung machen, wenn auch der Etat der Stadt teilweiſe ab
gelehnt worden iſt. Wie ſagte doch der Kommuniſt Gerlach ſo
hübſch: „Jetzt haben wir es leicht keine Mehrheit mehr, undwir können immer en da wir wiſſen, daß wir es nicht zu
verantworten brauchen, weil wir doch in der Minderheit ſind.“ So
ſehen die Kommuniſten
maßſtabes auch auf die Gemeindeparlamente übertragen. ir
hätten gar keinen Grund, überhaupt auf die geſtellten Fragen ein
zugeben Eines möchten wir richtigſtellen, was jener „Revolutio-när“ ſich als e geſtellt hatte. Jn dem letzten Berichte
war ein Druckfehler unterlaufen. Es t nicht heißen: „die
SPD. erhob Anſpruch auf zwei Sitze im Magiſtrat“, ſondern

„Da die SPD. zwei Sitze im Stadtparlament inne hat, des
halb erhob ſie Anſpruch, im Magiſtrat entſprechend vertreten zu

alles weitere

hl e

t S ſich

en Dur Sie wollen das Beiſpiel des Reichs S

Sie wandte ſech deshalb an dendie Beſetzung des tet S
ſich diesmal auf den Standpunkt, den
weil im Vorjahr die KPD. denſelben geſtellt hatte,

Shreibed dieſe Wahehe z e aubt der T
reiber dieſe eit umlügen zu können ir glauben,e Die Kelbraer e vie

r x ehaben alle erkannt, was das Gezeter per auf ſi
euchelei und Verrat der Intereſſen des kleinen Mannes i

So ſnDen Tod bei der Arbeit fand der GeſchirrWitteg, als die ſeines Geſpannes vor einem
er ſcheuten. Er ſ ei dem Abſprung mit dem nterkopf ſchwer auf, wurde re e aufgefunden und verſchied im

Sinlethens zu Artern, ohne das Bewußtſein wiedererlangt zu

Weinenfels. Hall t Schule! inHalle We t c evie Arbegerſchet endet J Stadtn S u et den enerFänn dige g. als enlei callen ine und e ar
araufhin kommt nach eigener Mitteilung des ſtell

vertretenden ehers der r der kommuniſtiktion heulend und en i zu J ürzt und bettelt um

Bett och Fußt ueigrr z 1 gain hätte die KPD. n doch h C können!
ich gemacht und der Arbeiterſ ader letzten Sitzung poſſe ZieAntrag ſtellte, die Wah e ererklärte der e hre i ürger

z Fraktion t a Ja nach denrien zu en! Ver n der en
u erſten

Trie ſeine e e es wie
Wiat ie u iſt deßmöglich iſt, für adtverdrei O dnungernſen äuegr
fels an ſich r. 7

Mansfelder Lande.

Eisleben, den 7. Juli 1924
Die Mansfeld- M. G.

Dem Mitteldeutſchen Börſenkurier“ r wir die e
7 2 aus dem Geſchäftsbericht der MansfeldA.-G.

ür das Jahr 1928 v„Die Woangfeld für aersean und Hüttenbetrieb legt den

Geſchäftsbericht für 1928 Sie verzichtet heinen Reingewinn ren Sämtliche N.nahmen, die mit (alles in Billionen Mark, Verzeherde
Millionen) 1 180 025 (901) ausgewieſen werden, werden durch die 2
657 820 (188) Unkoſten, die (1,16) An beginſen und die472 205 (8) Abſchreibungen aufgebraucht (i. V. 718 Reingewinn, e
woraus 1650 Prozent ren Sämtliche Anlagen ſind in die
Bilanz mit je 1 BVillion (i. V. zuſammen 65,5 Millionen) ein
eſetzt. Ferner erſcheinen Kaſſe mit 800 519 (62), Wechſel mit 0

Debitoren mit 6 740 815 (6639), Aktivhypotheken mit
03), Wertpapiere und Beteiligungen mit 1 (62), Vorräte mit
692 225 D und Kreditoren mit 18 738 570 (5966). Die An

leihen (i. V. 25,7 Millionen V werden mit 9,6 MillionenMark, Jeſerreſsnde (1. V. 10 Millionen Mark) mit 42 Ril;
ſionen Ma a her r Das Kapital iſt auf 750 (402) a
lionen Mark Ein Teil der neuen Aktien wurde zum Er

n werbe der Aktienmehrheit der Weiß&,SamekA.-G. in Berlin

Schachtförderung an Kupferſchiefer wuxde gegen dasVorjahr um 6,67 Prozent auf 691 884 Tonnen geſteigert. Dazu

kommen noch 22 750 Tonnen ſo daß die GeſamtMiner-
gewinnung 714 634 (674 690) Tonnen a Die Aus und Vor
richtungsarbeiten mußten im letzten Vierteljahre ſtark ein
geſchränkt werden. Die Erzeugung an Raffinadekupfer13 847 (15 294) Tonnen aus San zen und 10 (665Tonnen aus Altkupfer. Die en erproduktion erreichte
70 486 (64 709) 77 ramm. Außerdem wurden 1830 Tonnen
Werkblei, 28 155 Schwefelſäure zu 50“ Bé, 415 806 Kilogramm z te Die und 514 Kilogramm reines Selen ge-
wonnen. Pflaſterſtein e wurden 10,68 (7,88) Millionen Stück
ergzeugt. ie Neu und Umbauten auf den Rohhütten wurden
beendet. Die alten ſteinernen r (ſeit 1870 F. Betrieb)
konnten ausgeblaſen werden. Kupfer- und ingwerke waren anfangs gut veſhäftigt Gegen Mitte des ahres
ließ die Beſchäftigung nach, Ende des Jahres beſſerte ſich der Auf
tragseingang wieder. Auf Grund eines vom Reiche erhaltenen
größeren Auftrages wurde die Herſtellung von Münzplättchen
aufgenommen. Anderſeits entſtand ein fühlbarer Ausfall dadurch,
daß das EiſenbahnZentralamt ſeinen im Herbſt abgelaufenen
Auftrag auf Feuerbüchſen nicht mehr erneuerte. Die Franz-
Bahner-A.- G. in Düſſeldorf (Silberwarenfabrik) konnte mit
w. hinreichend verſorgt werden.Jnfolge des Ruhreinfalles kam die Zeche „Mansfeld“ zumGrliegen ſo daß die Kohlenförderung auf 144 662 (464 889)
Tonnen zurückging. Die Kokserzeugung fiel auf 46 719 (202 7
Tonnen. Auch der Ausbau mußte 27 eſtellt werden, da die
Heranbringung der Baumaterialien t möglich war. Dasgleiche gilt für die Zeche Sasſſen“, die, obwohl im unbe
ſetzten Deutſchland liegend, durch die Ruhrbeſehung außerordent
lich ungünſtig beeinflußt wurde. Die Kohlenförderung hat ſich
hier ſtatt der erwarteten Steigerung mit 599 493 (600 827) Tonnen
kaum auf der Höhe des Vorjahres gehalten. Es mußte zur Auf
rechterhaltung des Hüttenbetriebes r mehrere Millionen Gold
mark ausländiſcher Koks gekauft werden. Die Kalierzeugung
ſtieg auf 220 890 (206 610) Doppelgentner Kali. Hingegen iſt der
Abg egen das Vorjahr um ungefähr 13 Prozent zurüchg e

nfolge der rückläufigen Bewegung auf dem Kupfermdich Teil des Betricbes mit einem Verluſt ab. Die Kupfer- wie

die Silberproduktion konnte laufend abgeſetzt, der Silberexport
verſtärkt werden. Die inländiſche Nachfrage nach Silber ließ
in der zweiten Jahreshälfte nach. Jn Walzwerks erzeugniſſen war
der inländiſche Abſatz bisweilen lebhaft, zeitweiſe aber nicht be
friedigend. Das Exportgeſchäft war infolge der deutſchen Ueber
weltmarktpreiſe teilweiſe ſehr ruhig. Beſchäftigt wurden Ende
des Jahres 30633 Arbeiter und Angeſtellke.“

Der Bericht zeigt allerdings ein unbefriedigendes Ergebnis des
Unternehmens. Den größten Schaden haben aber doch die Ar
beiter, die nun zum großen Teil brotlos geworden ſind. Die
Aktionäre müſſen zwar diesmal auf Dividende verzichten, da ſie
aber noch an anderen, beſſer florierenden Unternehmungen be
teiligt ſind, werden ſie dieſen Verluſt verſchmerzen.

Nus der Arbeiterlportbewegung.
chte Halle. Alle Jugendlichen unter 20 Jahren, welchet rt zum Kreisfeſt itmgbep, haben ihr Fahrgeld Ktiget

bis ſpäteſtens Freitag, den 11. Juli, an den 3 zu entrichten
Abfahrt Sonnabend, den 12. Juli, 11.16 Uhr.

85

WetterVoranſage.

Ziemlich warm, zeitweiſe heiter, mäßigeLienstag, den 8. Jult:
Regenfällz, teilweiſe Gewitter.

T e
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